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1 Einführung

Die Herausforderungen der Entwicklungspolitik ha-
ben sich seit der Verabschiedung der Millenniumser-
klärung im Jahr 2000 stark verändert: Die geopoliti-
schen Machtverhältnisse haben sich verschoben, die 
Einkommensungleichheit hat sich vergrößert, die Ar-
mut bleibt ein Teufelskreis für mehr als eine Milliarde 
Menschen und die Auswirkungen des Klimawandels 
haben sich verschärft. Ein stabiles Finanzsystem, Frie-
den, Sicherheit, der Schutz der Ökosysteme, der Erhalt 
der Biodiversität sowie die Bekämpfung und Präventi-
on von Pandemien sind globale öffentliche Güter (Glo-
bal public goods, GPGs), die gesichert und bereitgestellt 
werden müssen. GPGs kennen keine nationalen Gren-
zen und können im Zeitalter der Globalisierung nur 
durch Kooperation auf internationaler Ebene bereit-
gestellt werden. Ein weltweiter politischer Konsens ist 
allerdings notwendig, um festzulegen, was unter den 
Begriff GPGs fallen soll und wie ihre Bereitstellung si-
chergestellt werden kann. Daher ist eine globale Agen-
da von großer Relevanz.

Die Millennium-Entwicklungsziele (MDGs) stellen eine 
solche globale Agenda dar, die allerdings im Jahr 2015 
ausläuft. Eine Nachfolgeagenda („Post-2015“) wird seit 
2012 verhandelt. Die Erwartungen an das neue univer-
sale Rahmenwerk sind groß. So soll die Post-2015-Agen-
da die vielfältigen globalen Herausforderungen be-
rücksichtigen, das Konzept der sozialen, ökologischen 
und wirtschaftlichen Nachhaltigkeit integrieren und 
Antworten auf die Frage finden, wie eine globale Part-
nerschaft funktionieren kann. Brasilien, Indien, China 
und Südafrika (BICS) sowie andere Schwellenländer, 
wie Indonesien und die Türkei beteiligen sich aktiver 
im multilateralen System und bringen eigene Vorstel-
lungen ein, die sich sowohl von denen der Industrie- als 
auch der Entwicklungsländer unterscheiden. Hinzu 
kommt Russland, das in den letzten Jahren durch sei-
nen Reichtum an Energieressourcen verlorene Positi-
onen zum Teil wettmachen konnte. Die zentrale Frage 
der vorliegenden Studie ist von daher, welche Rolle die 
BRICS (Brasilien, Russland, Indien, China und Südafri-
ka) als Bündnis bei der Formulierung einer Post-2015-
Agenda spielen.

Die Rolle der BRICS in den Debatten um eine Post-2015-
Agenda ist keinesfalls eindeutig. Einerseits können von 
ihnen entscheidende Impulse für ambitionierte und 
klare Ziele kommen, aber andererseits können Blocka-
den von Seiten der BRICS besonders ins Gewicht fallen. 
Die Impulse hin zu einer Transformation der gegen-
wärtigen Produktions- und Konsummuster müssen 
von den Industrie- und Schwellenländern ausgehen. 
Notwendig ist allerdings eine Kultur der internationa-
len Kooperation, die sowohl von den Ländern der Orga-

nisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) als auch von den BRICS den Verzicht 
auf kurzfristige nationale Eitelkeiten und Interessen 
zugunsten einer gemeinsamen Verantwortung abver-
langt. Was sollten die reichen OECD-Länder und die 
Schwellenländer tun, um die neue Post-2015-Agenda 
schlagkräftig zu gestalten? 

Bislang lagen die Positionen dieser beiden Ländergrup-
pen in entscheidenden Fragen der Global Governance 
selten beieinander. Die fehlende Bereitschaft, Kompro-
misse auszuhandeln, hat sich insbesondere im Rio+20 
Prozess und den Klimaverhandlungen offenbart. Von 
daher stellt sich die Frage, wie unter diesen Voraus-
setzungen eine universelle Post-2015-Agenda mit ver-
bindlichen Zielen für alle UN-Mitglieder formuliert 
werden kann.

Da derzeit auch die Rolle der G20 als möglicher Ersatz 
für die schwächelnde G8 zur Debatte steht, könnten 
auch andere Schwellenländer neben den BRICS in Zu-
kunft einen größeren Einfluss auf die Global Gover-
nance haben. Innerhalb der G20 versuchen die BRICS 
ihre Positionen zu koordinieren. Und auch bei Krisen 
und Konflikten bemühen sie sich, trotz punktueller 
Differenzen, sich als Einheit gegenüber den westlichen 
Mächten zu positionieren.

Die neuen internationalen Machtverhältnisse durch 
die Stärkung der BRICS stellen auch die Instrumente 
der traditionellen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
von OECD-Ländern in Frage. Sie werden durch die Süd-
Süd-Kooperation (SSK), also die Zusammenarbeit zwi-
schen Schwellen- und Entwicklungsländern, teilweise 
ersetzt. Wofür steht die SSK und hat sie eine eigene 
Philosophie? Und wenn ja: Wie unterscheidet sich die-
se von den Prinzipien und Standards der traditionellen 
Entwicklungszusammenarbeit? Welche Potenziale 
bietet sie für eine Verbesserung der Wirksamkeit der 
EZ und für die Formulierung von universellen Zielen 
einer Post-2015-Agenda?

Die vorliegende Studie ist in vier Teile aufgebaut: 1. 
Eine thematische Einführung in den Post-2015-Agen-
da-Prozess; 2. Eine Analyse der Rolle der BRICS in der 
internationalen Governance-Architektur; 3. Eine Ana-
lyse der Institutionen der SSK innerhalb der BRICS und 
4. Schlussfolgerungen.

Dabei geht es um eine Bestandsaufnahme der be-
stehenden Strukturen und Prozesse, die derzeit den 
Multilateralismus prägen. Für SÜDWIND ist nicht nur 
wichtig aufzuzeigen, was möglich ist, sondern auch, 
was für eine Post-2015-Agenda wünschenswert ist. 
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Von besonderer Bedeutung für eine Post-2015-Agenda 
wird es sein, dass die Weltgemeinschaft sich auf ihre 
gemeinsame Grundlage besinnt und Verantwortung 
für die Bereitstellung von globalen Gemeinschaftsgü-
tern (GPGs) übernimmt. Wünschenswert ist eine neue 

2 Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung 
 zwischen Umwelt und Entwicklung

Um die möglichen Themenfelder und Reichweite einer 
neuen Post-2015-Agenda zu skizzieren, ist ein Einblick 
in den bestehenden internationalen Prozess notwen-
dig. Dabei geht es darum aufzuzeigen, warum Armuts-
bekämpfung untrennbar verbunden ist mit dem Schutz 

> 2.1 Millennium-Entwicklungsziele – Bekämpfung der Armut

Wasserholen ist im ländlichen Afrika traditionell die 
Aufgabe von Kindern und Frauen. Gerade in der Tro-
ckenzeit ist der Bedarf an Wasser so hoch, dass sie die 
oft kilometerlange Strecke zur nächsten Wasserstelle 
mehrmals täglich gehen müssen. Die Frauen haben 
dadurch weniger Zeit für die Haus- und Feldarbeit. Kin-
der, die ihre Familie unterstützen, können nicht regel-
mäßig in die Schule gehen. Weil sie arm sind, haben sie 
keinen Zugang zur Bildung. Und weil sie keine Bildung 
haben, bleiben sie oft arm. 

Um Teufelskreisläufe wie diesen zu durchbrechen, ver-
abschiedeten die Vereinten Nationen im Jahr 2000 auf 
der 55. Generalversammlung die Millenniumserklä-
rung. Die acht Millennium-Entwicklungsziele (MDGs) 
(s. Abb. 1), die 2001 aus dieser Erklärung hervorgingen, 
sind der bedeutsamste „globale Vorstoß gegen die Ar-
mut“ (VN 2013a: 3), der jemals unternommen wurde. In 
Anbetracht der großen Armut und Verelendung in vie-
len Entwicklungsländern beschloss die internationale 
Gemeinschaft, die extreme Armut und den Hunger bis 
zum Jahr 2015 zu halbieren. Zu den weiteren Zielen 
gehören u.a. die Verwirklichung einer allgemeinen 
Grundschulbildung für alle Kinder, die Senkung der 
Kindersterblichkeit, die Verbesserung der Gesundheit 
von Müttern und einen Zugang zu sauberem Trinkwas-
ser für alle Menschen zu gewährleisten.

natürlicher Ressourcen. Im Mittelpunkt der Analyse 
steht die Frage, wie neue Ziele formuliert werden 
können, so dass sie zu einer realen Überwindung der  
gegenwärtigen globalen Probleme führen können. 

globale Agenda, die die Lasten und Verantwortungen 
gerecht zwischen Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländern verteilt und sich an dem Prinzip der „ge-
meinsamen, aber differenzierten Verantwortung“ ori-
entiert. 

Wasserholen als traditionelle Aufgabe von Frauen und Kindern, 
Foto: Jonathan Ernst/World Bank, Flickr.com
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Die Millennium-Entwicklungsziele
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1.  Extreme Armut und Hunger beseitigen (MDG 1)

2.  Allgemeine Grundschulbildung verwirklichen (MDG 2)

3.  Die Gleichstellung der Geschlechter fördern und die Rolle  
 von Frauen stärken (MDG 3)

4.  Kindersterblichkeit senken (MDG 4) 

5. Die Verbesserung der Gesundheit von Müttern (MDG 5)

6. HIV/Aids, Malaria und andere Krankheiten bekämpfen  
 (MDG 6)

7. Ökologische Nachhaltigkeit sichern (MDG 7)

 
8. Eine Entwicklungspartnerschaft aufbauen (MDG 8)

Abbildung 1: Die acht Millennium-Entwicklungsziele

Die bisherige Bilanz ist ernüchternd. Nach dem Stand 
von 2013 werden bis 2015 wohl nur drei der insgesamt 
21 Unterziele der Millenniumsagenda erreicht sein. Das 
erste und auch wichtigste Ziel, die Halbierung der ext-
remen Einkommensarmut bis 2015, konnte bereits er-
reicht werden. Aber die größten Fortschritte entfallen 
dabei auf China (Armutsreduzierung zwischen 1990-
2010 um ca. 48 %) und Indien (Armutsreduzierung zwi-
schen 1993-2012 um ca. 23 %), während der Anteil der 
Armen in Subsahara-Afrika nicht wesentlich reduziert 
werden konnte (vgl. VN 2013b: 6). Es ist gelungen, den 
Anteil der Menschen, die keinen Zugang zu sauberem 
Trinkwasser haben, zu halbieren, aber dennoch trin-
ken über 700 Mio. Menschen weiterhin verunreinigtes 
Wasser (vgl. VN 2013a: 47). Außerdem konnte bereits 
die Lebensqualität von 200 Mio. SlumbewohnerInnen 
durch die Einrichtung von verbesserten Sanitäranla-
gen, Wasserquellen und festen Unterkünften deutlich 
gesteigert werden (vgl. VN 2013b: 7). Die Anstrengun-
gen in diesem Bereich dürfen aber nicht nachlassen, da 
die Bevölkerung in den Slums aufgrund der zunehmen-
den Verstädterung weiter wächst (vgl. VN 2013a: 50). 

Der Zugang zu sauberen Sanitäranlagen 
bleibt mangelhaft 

Gerade der Zugang zu sauberen und gepflegten 
Sanitäranlagen hat einen positiven und „direkten 
Einfluss auf die Gesundheit, Ernährung, Bildung, 
Gleichberechtigung der Geschlechter und die Re-
duzierung der Armut“ (UN DSG 2013: 2). Der Zu-
gang zu ordentlichen Sanitäreinrichtungen ist ein 
Menschenrecht und verhindert die Entstehung 
vieler Krankheiten, insbesondere Durchfallerkran-
kungen bei Kindern, die wiederum zu Mangel- und 
Unterernährung führen können. 
Von 7 Mrd. Menschen haben 6 Mrd. Menschen ein 
Mobiltelefon, aber nur 4,5 Mrd. Menschen verfügen 
über einen Zugang zu einer vernünftigen Toilette 
oder Latrine (vgl. UN DSG 2013: 1). 2,5 Mrd. Men-
schen müssen ohne ordentliche Sanitärversorgung 
auskommen. Davon sind über 1 Mrd. Menschen, be-
sonders in ländlichen Gebieten, immer noch dazu 
gezwungen ihre Notdurft im Freien zu verrichten – 
das entspricht 15 % der Weltbevölkerung (vgl. WHO 
und UNICEF 2013: 3). 

Dörfliche, sanitäre Anlage im Regenwald Perus,
Foto: Ricarda Stienhans, Lisa Kirtz

Trotz großer Anstrengungen und einiger Teilerfolge 
werden die Vorgaben der Ziele zwei bis sechs bis 2015 
nicht vollständig erreicht werden können. Bei einigen 
Unterzielen sind leider auch rückläufige Tendenzen zu 
erkennen, die häufig auf bewaffnete Konflikte, Gewalt, 
Unsicherheiten, Ungerechtigkeiten und Naturkata- 
strophen zurückzuführen sind (vgl. VN 2013b: 4). Weil 
es gerade Entwicklungsländern an Widerstandsfähig-
keit mangelt, können Naturkatastrophen wie Dürren 
oder Überschwemmungen die Erfolge in der Armuts-
bekämpfung in kürzester Zeit zunichte machen. 

Dramatisch sind die Aussichten bezüglich der Ver-
wirklichung des siebten Millennium-Ziels, der Siche-
rung der ökologischen Nachhaltigkeit. Global gese-
hen macht die internationale Gemeinschaft in diesem 
Bereich mehr Rück- als Fortschritte. Anstatt der ange-
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strebten Reduzierung der weltweiten CO2-Emissionen 
sind diese im Zeitraum von 1990 bis 2013 um 46 % ge-
stiegen. Hauptursache dafür ist das Wirtschaftswachs-
tum in den Schwellen- und Entwicklungsländern, in 
denen der CO2-Ausstoß von 2000-2010 um 81 % gegen-
über 1990 gestiegen ist (vgl. VN 2013a: 43). Außerdem 
steigt der Ressourcenverbrauch in den Schwellen- und 
Entwicklungsländern. Gerade die ärmsten Menschen 
in diesen Ländern bekommen die Auswirkungen des 
hohen Ressourcenverbrauchs zu spüren. Die Überfi-
schung der Meere – bereits ein Drittel der Fischbestän-
de der Meere sind überfischt – und der Waldverlust in 
Südamerika und Afrika sind eine Bedrohung des Le-
bensunterhalts armer Küsten- und Landbewohner (vgl. 
VN 2013a: 42). 

Die gegenwärtige Millenniumsagenda vermochte ge-
gen diese Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten der 
Ressourcenverteilung nicht genug auszurichten, denn 
sie konzentrierte sich zu sehr auf die extreme Armut in 
Entwicklungsländern und blendete die Fragen der Res-
sourcenverteilung zwischen Ländern und Menschen 
gänzlich aus.

In der Post-2015-Diskussion wurde immer wieder die 
Frage aufgeworfen, ob und inwieweit internationale 
Agenden überhaupt Veränderungen auf nationaler 
Ebene bewirken können. Lassen sich die Erfolge in der 
Armutsreduzierung oder in der verbesserten Trinkwas-
serversorgung tatsächlich auf die Millennium-Entwick-
lungsziele zurückführen? Die Autoren einer Oxfam-
Studie weisen daraufhin, dass es nur schwache Beweise 
dafür gibt, dass die Verbesserungen im Bildungs- und 
Gesundheitssektor und die Reduktion der Armut in 
Asien auf die MDG zurückzuführen sind (vgl. Green/
Hale/Lockwood 2012: 8). Aus Sicht vieler ExpertInnen 
spielen andere Faktoren eine viel entscheidendere Rol-
le. Gute Regierungsführung, insbesondere bezüglich 
Korruptionsbekämpfung und makroökonomischer 
Stabilität, und eine Wirtschaftspolitik, die durch die 
Förderung wichtiger Produktionsfaktoren Entwick-
lungsimpulse mit sozialen Programmen verbindet, zei-
gen die größten Erfolge (Green/Hale/Lockwood 2012: 
8). Andererseits spielen auch externe Schocks (Welt-
wirtschafts- und Finanzkrisen, Klimawandel etc.) eine 
nicht zu unterschätzende Rolle in den Bemühungen 
von Entwicklungsländern, Armut zu überwinden. 

Nach Meinung anderer entwicklungspolitischer Ak-
teure (Morazán et al. 2013) soll diese Einschätzung die 
internationale Gemeinschaft in ihren Bestrebungen 
ermutigen, eine ambitionierte und universale Nach-
folgeagenda zu verabschieden, die die globalen Her-
ausforderungen berücksichtigt und Lösungswege auf-
zeigt. Die acht Millennium-Entwicklungsziele haben 
eine wichtige Funktion als Wegweiser für eine gemein-

same globale Verantwortung erfüllt, auch wenn sie 
nicht vollständig erreicht werden. 

Die gemeinsame Grundlage der Welt: Globale Gemein-
schaftsgüter

Globale öffentliche Güter, oft auch Globale Gemeinschaftsgüter 
(GPGs) genannt, sind öffentliche Güter, die der Allgemeinheit 
zum Konsum zur Verfügung stehen und von deren Nutzung nie-
mand ausgeschlossen werden kann oder ausgeschlossen werden 
sollte. Bei vielen dieser Güter handelt es sich um grenzüberschrei-
tende Güter, wie z.B. ein stabiles Klima und saubere Luft (vgl. Kaul 
et al. 2003).
Andere (nationale) öffentliche Güter werden zu globalen Ge-
meinschaftsgütern aufgrund der zunehmenden Verflechtungen 
zwischen den Staaten im Zuge der Globalisierung. So können be-
stimmte öffentliche Güter, wie ein stabiles Finanzsystem, Frieden, 
Sicherheit, der Schutz der Ökosysteme, der Erhalt der Biodiversität 
und Good Governance nur durch eine Zusammenarbeit auf inter-
nationaler Ebene bereitgestellt werden. Die Nachfrage nach die-
sen Gütern ist groß und wächst stetig, aber trotzdem werden sie 
nicht in ausreichendem Maße bereitgestellt. 
Da der Nutzen öffentlicher Güter allen zugute kommt, leiden 
zumeist auch alle, wenn es an diesen Gütern mangelt. Aber die 
Bereitstellung und Bewahrung der globalen Gemeinschaftsgü-
ter zu gewährleisten, übersteigt oft die Leistungsbereitschaft 
und -fähigkeit der Staaten. Schon in der Millenniumserklärung 
machte die UN deutlich, dass die Verfügbarkeit und Bereitstel-
lung von GPGs von fundamentaler Bedeutung für die menschli-
che Entwicklung ist. Die GPGs und die Armutsbekämpfung sind 
eng miteinander verflochten und bedingen sich gegenseitig. So 
sind für die Armutsbekämpfung die Bereitstellung von globalen 
Gemeinschaftsgütern, wie z.B. die Eindämmung und Kontrolle in-
fektiöser Krankheiten (HIV/AIDS, Malaria) und Good Governance 
unerlässlich. Umgekehrt gilt, dass die Armutsreduktion eine Vo-
raussetzung für die Bereitstellung globaler Gemeinschaftsgüter, 
wie Frieden und der Erhalt der Biodiversität, ist (vgl. Gerster/Eg-
genberger-Argote o.J.: 6).
Da GPGs auf unterschiedlicher Ebene in der Regel durch politi-
sches Handeln bereitgestellt werden können, hängt der Erfolg 
weitestgehend von dem Willen staatlicher Akteure ab. In vielen 
Fällen, wie bei der Bekämpfung bestimmter Krankheiten wie HIV/
AIDS oder Malaria,  ist der Beitrag der internationalen Zusammen-
arbeit von herausragender Bedeutung. Gegenwärtig sind öffent-
liche Mittel die wichtigste Finanzierungquelle für GPGs, private 
Beiträge gewinnen allerdings zunehmend an Bedeutung.

Mit der Post-2015 Agenda sollte die Weltgemeinschaft 
die unvollendeten Ziele verwirklichen und aus den 
Schwächen der bestehenden Millenniumsagenda ler-
nen. Ambitioniertere Ziele für die Zukunft müssen for-
muliert werden. Die Anforderungen und Erwartungen 
könnten also nicht größer sein. Es geht darum, Lösungs-
ansätze für globale Probleme wie Armut, Klimawandel 

> 2  Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung zwischen Umwelt und Entwicklung
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und Ungleichheit in einem globalen Konsens zu finden 
und die Ziele so zu gestalten, dass alle Beteiligten den 
Nutzen gemeinsamer Anstrengungen anerkennen. 
Vor diesem Hintergrund ist die Forderung zu verste-
hen, gemeinsame Ziele zu definieren, die über das The-
ma Armut in Entwicklungsländern hinausgehen und 
die Fragen der Nutzung von globalen öffentlichen Gü-

tern (siehe Kasten) in den Mittelpunkt stellen. Die Mill-
enniumserklärung der VN ist derzeit der Minimalkon-
sens über die GPGs: Frieden, internationale Sicherheit 
und Abrüstung, Entwicklung und Armutsbekämpfung, 
Schutz der Menschenrechte, internationale Gerechtig-
keit sowie Schutz des Klimas, der Biodiversität, der Wäl-
der und der Meere.

> 2.2  Sustainable Development Goals

Bislang verlaufen die Konsultationen zur Formulierung 
einer Post-2015-Agenda noch getrennt in unterschied-
lichen Foren und unter Beteiligung unterschiedlicher 
Akteure. Die Vereinten Nationen plädieren ausdrück-
lich für die Formulierung von globalen Zielen, die so-
wohl die Überwindung von Armut als auch den Schutz 
der Umwelt in einer universalen Agenda zusammen-
führen. Wann und wie die Prozesse zusammengeführt 
werden sollen, ist noch offen.

Kernbotschaft des Berichts mit dem Titel „A new global 
partnership: Eradicate poverty and transform econo-
mies through sustainable development” ist die Über-
zeugung des 27-köpfigen Gremiums, dass es einen  
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Paradigmenwechsel von einer Entwicklungs- hin zu 
einer globalen Agenda braucht.1 Leitmotiv dieser 
Agenda soll eine globale Partnerschaft sein, innerhalb 
derer Industrie-, Schwellen- und Entwicklungsländer 
gemeinsam Verantwortung für die Gestaltung einer 
nachhaltigeren Welt übernehmen (vgl. BMZ 2013: 1).

Parallel zu den Diskussionen um eine neue Armutsa-
genda laufen die Diskussionen um eine Agenda für 
Nachhaltigkeit (Rio-Prozess). Anlässlich des 20. Jah-
restages des Gipfels in Rio de Janeiro von 1992 fand 
sich die internationale Staatengemeinschaft im Juni 
2012 erneut in Rio zusammen (Konferenz der Verein-
ten Nationen über Nachhaltige Entwicklung). In den 

1  Innerhalb des Post-2015-Prozesses, der mit der Einberufung eines hochrangigen internationalen Beratergremiums (High Level Panel of Emi- 
 nent Persons) durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen im Juli 2012 offiziell begann, wird die Zukunft der MDG und die 
 Entwicklung einer globalen Entwicklungsagenda diskutiert. Im Mai 2013 stellte das Gremium, in dem auch Altbundespräsident Horst Köhler 
  mitwirkte, seinen Abschlussbericht mit Empfehlungen für die neue Entwicklungsagenda vor.

Abbildung 2: Zeitstrahl des Post-2015 Prozesses (Quelle: UN Foundation and Dalberg analysis (o.J.)) 

> 2  Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung zwischen Umwelt und Entwicklung
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Vorverhandlungen der Rio+20 Konferenz brachten 
Kolumbien und Guatemala den Vorschlag ein, eine 
Nachhaltigkeitsagenda zu entwerfen. Der Vorschlag 
enthielt zwar keine konkreten Ziele, deutete im Kern 
aber bereits die Verbindung zwischen Armutsbekämp-
fung und Umweltschutz an. Mit dem Rio+20 Abschluss-
dokument „Die Zukunft, die wir wollen“ wurde das 
Fundament für „einen (...) transparenten zwischen-
staatlichen Prozess zur Formulierung globaler Ziele 
der nachhaltigen Entwicklung“ gelegt, in den alle 
einbezogen werden. (VN 2012: 53). Anders als im Jahr 
2000 hat der Generalsekretär, auch auf Drängen der  
Schwellen- und Entwicklungsländer, einen transparen-
ten und partizipativen Prozess initiiert. 

Zur Entwicklung der SDGs wurde die offene Arbeits-
gruppe (Open Working Group, OWG) ins Leben ge-
rufen, die sich aus 30 Sitzen zusammensetzt, die sich 
jeweils mehrere Länder teilen. Die Bandbreite der 
Themen der OWG reicht vom Schutz der Ökosysteme, 
über den Klimawandel und die Armutsbekämpfung bis 
hin zur Gleichberechtigung der Geschlechter und die 
Möglichkeiten von Konfliktpräventionen, Friedenssi-
cherung und Global Governance. Die Thematik ist sehr 
abstrakt und komplex, so dass es bislang schwer abzu-
sehen ist, ob und inwieweit sich die Staaten tatsächlich 
auf verbindliche Ziele einigen werden. 

2.2.1 Entwicklung und Umwelt(-schutz) – 
 Zwei Seiten einer Medaille

Bei den globalen Zielen zur nachhaltigen Entwicklung 
geht es letztlich um die Fragen: Wie können wir die 
Umwelt schützen und verantwortungsvoll mit den be-
grenzten Ressourcen umgehen? Und wie kann man die 
Entwicklung eines Landes fördern, die Armut abschaf-
fen und gleichzeitig die Umwelt bewahren?

Derzeit herrscht weltweit ein Verständnis vom Wohl-
stand, dass auf Wirtschaftswachstum als eine dauer-
hafte quantitative Zunahme des realen Bruttoinlands-
produkts (BIP) basiert. In Deutschland wurde stetiges 
Wirtschaftswachstum im Stabilitäts- und Wachstums-
gesetz von 1967 als Ziel der Wirtschaftspolitik veran-
kert. Aber das gegenwärtige Weltwirtschaftsmodell 
basiert auf der Verbrennung von Kohlenstoffen und 
das Wirtschaftswachstum gefährdet damit das Klima-
gleichgewicht. 

Spätestens seit der „Club of Rome“ seinen Report „Die 
Grenzen des Wachstums“ im Jahr 1972 veröffentlich-
te, wurde die Ideologie des unbegrenztes Wachstums 
in Frage gestellt. Der Bericht kam zu dem Schluss, dass 

exponentielles Wachstum irreparable Umweltschä-
den verursacht, die das ökologische Gleichgewicht des 
Planeten gefährden. Widersacher und Befürworter 
führen seitdem eine rege Debatte. Die Auswirkungen 
des Klimawandels bestätigen einige Szenarien des Be-
richts. Derzeit gibt es eine ganze Reihe wachstumskri-
tischer Berichte und Studien. Ein prominentes Beispiel 
hierzulande ist der Bericht einer Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestages unter dem Namen „Welt 
im Wandel: Gesellschaftsvertrag für eine Große Trans-
formation“. 

Für Schwellen- und Entwicklungsländer ist die Über-
windung von Armut und Unterernährung nur mit einer 
Ausweitung des produktiven Potenzials möglich. Das 
bedeutet, dass in diesen Ländern auch in der Zukunft 
der Energiekonsum zunimmt und die Landnutzung 
für die Ernährung steigt. Von zentraler Bedeutung ist 
auch die Korrelation zwischen Umweltzerstörung und 
Armut. Wer in Armut lebt, kämpft ums Überleben und 
kann nicht für die Zukunft planen. Menschen in Not 
beuten die Natur aus, wenn die Umstände ihnen keine 
Wahl lassen. Im schlimmsten Fall berauben sie sich da-
mit ihrer Lebensgrundlage und bleiben in der Armut 
gefangen (s. Abb. 3). Über die Zukunft und nachhalti-
gere Formen des Lebens und Arbeitens kann sich erst 
Gedanken machen, wer seinen Mindestlebensstandard 
gesichert weiß.2

Abbildung 3: Interdependenzen zwischen Entwicklung, Umwelt und 

Armut (Quelle: verändert nach Reid 1995)

Das konventionelle Wachstumsverständnis wird auch 
in vielen Entwicklungsländern häufig hinterfragt. „El 
Buen Vivir“ ist beispielsweise der lateinamerikanische 
Versuch, Wohlstand nach anderen Kategorien als den 
Wirtschaftlichen zu messen. Und in den Industrielän-
dern ist eine Debatte über den Sinn von kontinuierli-
chem Wachstum entbrannt und die Frage, ob das tra-
ditionelle Wirtschaftsverständnis den Schwellen- und 
Entwicklungsländern als Vorbild dienen kann. Bereits 
jetzt sind die katastrophalen Folgen des Klimawandels 

2  Vgl.:http://www.zeit.de/wirtschaft/2012-11/klimawandel-folgen-erwiderung  

ENTWICKLUNG UMWELTZERSTÖRUNG

ARMUT

> 2  Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung zwischen Umwelt und Entwicklung
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Ausbildung zur Solar-Ingenieurin im Barefoot-College, Indi-
en, Foto: UN Women/Gaganjit Singh, Flickr.com

für zukünftige Generationen erkennbar, wenn die Ent-
wicklungsländer auf die schnellen Gewinne aus Expor-
terträgen mit Rohstoffen wie Holz, Kaffee, Öl, Coltan 
etc. setzen und Raubbau an den natürlichen Ressour-
cen betreiben (vgl. WBGU 2011). 

International haben Regierungen im Rahmen der Kli-
maverhandlungen ihre Zustimmung für Emissions-
minderungen ausgesprochen. Sie reichen bei weitem 
nicht aus, um die 2° C-Grenze einzuhalten. Deshalb 
muss die globale Nachhaltigkeitsagenda bei der Ent-
wicklung von nachhaltigeren Produktionsformen an-
setzen, die Wohlstand fördern und durch die Nutzung 
regenerativer Energien die Umwelt schonen. Die Agen-
da sollte deutlich machen, dass Entwicklung, d.h. eine 
Verbesserung der Lebensbedingungen und Umwelt-
schutz zwei Seiten einer Medaille sind. Sie müssen sich 
nicht zwangsläufig widersprechen. Ein ganzheitlicher 
Ansatz vereint die Armutsbekämpfung und schafft 
gleichzeitig umweltverträgliche Entwicklung (vgl. Uni-
ted Nations 2013: 17).

Green Economy
Auf der Konferenz Rio+20 haben insbesondere die EU 
und ihre Mitgliedstaaten den Begriff der „Green Econo-
my“ in die Debatten eingebracht. Die Green Economy 
versteht sich als Baustein für eine globale Nachhaltig-
keitspolitik und gibt neue Denkanstöße für die Verwirk-
lichung einer nachhaltigeren Wirtschaft. Die Green 
Economy wird im Bericht des Umweltprogramms der 
Vereinten Nationen (UNEP) als Wirtschaftsweise defi-

2.2.2 Anforderungen an die globale Nachhaltig- 
 keitsagenda

Im Rio+20 Abschlussdokument „Die Zukunft, die wir 
wollen“ haben sich die Mitgliedsstaaten darauf geeinigt, 
dass die Ziele für nachhaltige Entwicklung „aktionsori-
entiert, prägnant und leicht kommunizierbar (..), zahlen-
mäßig begrenzt (..), Orientierungscharakter besitzen[d], 
global ausgerichtet und auf alle Länder anwendbar sein 
sollen, unter gleichzeitiger Berücksichtigung der un-
terschiedlichen nationalen Realitäten, Kapazitäten und 
Entwicklungsstufen und unter Beachtung der nationa-
len Politiken und Prioritäten“ (VN 2012: 53). Es ist eine 
Gratwanderung, denn für den Erfolg der Agenda sind 
konkrete Ziele ausschlaggebend, aber gleichzeitig müs-
sen alle Staaten ihre Interessen vertreten sehen. Alle Län-
der müssen die Möglichkeit haben, ihre Anliegen vorzu-
bringen und Gehör zu finden. Die dadurch entstehende 
Pluralität an Zielvorschlägen, Interessen und Bedingun-
gen in einer konsensualen Agenda zusammenzuführen, 
ist eine immense Herausforderung.

Welche Erwartungen stellt die Welt an die globa-
len Nachhaltigkeitsziele?
In der ersten Sitzung der Open Working Group (OWG) 
der Vereinten Nationen4 im März 2013 wurden die un-
terschiedlichen Prioritäten und Erwartungen an die 
Nachhaltigkeitsagenda von Industrie- und Entwick-
lungsländern deutlich, aber dennoch stimmt die inter-
nationale Gemeinschaft in wichtigen Punkten überein. 
Die Nachhaltigkeitsagenda muss sich aufgrund der ver-
änderten globalen Herausforderungen deutlich von 
der Millenniumsagenda unterscheiden, aber gleichzei-
tig aus ihren Schwächen lernen und ihre Stärken in die 
neue Agenda integrieren. Armutsbekämpfung ist nach 3  Vgl.: http://www.eea.europa.eu/publications/towards-a-green-economy- 

 in-europe 
4  Die OWG wurde infolge der Kontroversen auf dem Gipfeltreffen von Rio 2012  
 gebildet.
 

niert, die „menschliches Wohlergehen steigert und so-
ziale Gleichheit sicherstellt, während gleichzeitig Um-
weltrisiken und ökologische Knappheiten erheblich 
verringert werden“ (UNEP 2011: 2). Der Einsatz neuer 
Technologien soll Wirtschafts- und Sozialpolitik eine 
effiziente Nutzung von Ressourcen ermöglichen und 
zu einer Verbesserung des „human well-being“ führen.3

Viele Entwicklungsländer sind skeptisch und haben 
Bedenken, inwiefern die Green Economy einen Beitrag 
zur Armutsbekämpfung leisten könnte. Außerdem 
sind die Hürden für eine Umstellung auf neue Techno-
logien aufgrund hoher Anschaffungsinvestitionen sehr 
groß. Befürworter des Konzepts der „Green Economy“ 
sind Schwellenländer, wie die BRICS, die sich von der 
„grünen Wirtschaft“ ein großes Wachstumspotenzial 
versprechen (vgl. OECD 2012: 8).  

> 2  Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung zwischen Umwelt und Entwicklung
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wie vor ein drängendes globales Problem und die inter-
nationale Gemeinschaft vertritt geschlossen den Stand-
punkt, dass Armut als multidimensionales Phänomen 
nur durch einen ganzheitlichen Ansatz bewältigt wer-
den kann.5 Die Nachhaltigkeitsziele sollen universell 
sein und im Gegensatz zur Millenniumsagenda sowohl 
für die Entwicklungsländer als auch für die Industrie-
länder Gültigkeit besitzen. Weitgehende Einigkeit 
herrscht auch darüber, dass sich innerhalb jedes Ziels 
die soziale, ökologische und ökonomische Dimension 
von Nachhaltigkeit widerspiegeln soll (vgl. Muchhala 
2013: 2). Außerdem sprechen sich alle Staaten dafür 
aus, dass sich die neue Agenda an den Rio-Prinzipien 
von 1992 orientieren soll. Insbesondere die Entwick-
lungs- und Schwellenländer betonten die Bedeutsam-
keit des Prinzips der „gemeinsamen, aber differenzier-
ten Verpflichtungen“. Alle Entwicklungsländer wiesen 
daraufhin, dass es trotz der universellen Gültigkeit der 
Agenda möglich sein muss, die Ziele an den jeweiligen 
nationalen Kontext anzupassen. Gemäß der Maxime 
„Think globally, act locally“. 

Die größte Kluft zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern offenbarte sich bei der Frage, wie die Verant-
wortlichkeiten und Lasten für die Transformation zu 
einer nachhaltigeren Welt verteilt werden sollten. So-
wohl von Entwicklungs- als auch von Industrieländern 
wurde angesprochen, dass sich die gegenwärtigen 
globalen Konsum- und Produktionsmuster verändern 
müssen. Globale Missstände wie Armut, Ungleichheit, 
Ungerechtigkeit und die Übernutzung von natürlichen 
Ressourcen können nur bewältigt werden, wenn ihre 
Ursachen nicht länger ausgeklammert werden. Die 
Notwendigkeit nachhaltigerer Konsum- und Produk-
tionsmuster steht außer Frage und die Industrieländer 
werden in der Pflicht gesehen, eine Vorreiterrolle ein-
zunehmen. So machte Indien beispielsweise sehr deut-
lich, dass aus seiner Sicht die Entwicklung von Nachhal-
tigkeitszielen unangemessen scheint, wenn nicht die 
reichen Industrieländer zur Verantwortung gezogen 
werden, die ihren Wohlstand vermehrt haben, ohne 
Rücksicht auf die Umwelt zu nehmen. Auch die Gruppe 
der 77 und China machten in ihrem Statement zur ers-
ten Sitzung klar, dass die Nachhaltigkeitsziele gerade 
den Entwicklungsländern keine zusätzlichen Bürden 
auferlegen dürften. 

2.2.3 Die Gewährleistung von globalen öffent- 
 lichen Gütern

Für eine ambitionierte und konsensuale Agenda ist ne-
ben der Berücksichtigung des Prinzips der „gemeinsa-
men, aber differenzierten Verpflichtungen“, das sicher-

stellt, dass keinem Land größere Lasten aufgebürdet 
werden, als es bewältigen kann, ein weiterer Faktor von 
entscheidender Bedeutung: Als gemeinsame Grundla-
ge für eine nachhaltigere Zukunft sollten die GPGs ins 
Zentrum der Post-2015-Agenda gestellt werden. 

Die Gewährleistung der GPGs ist der größte gemeinsa-
me Nenner aller 193 UN-Mitglieder. Alle Staaten haben 
ein Eigeninteresse an einem stabilen Klima und daran, 
die Erderwärmung zu stoppen. Ebenso ist es grund-
sätzlich im Sinne aller, für den Erhalt der Ökosysteme, 
insbesondere der Wälder und der Fischbestände in den 
Ozeanen, Sorge zu tragen. Jedoch wurde auf vielen in-
ternationalen Konferenzen zu den Themen Entwick-
lung, Umwelt und Klima deutlich, dass die Staaten vor 
der Verantwortung und Belastung, globale Gemein-
schaftsgüter bereitzustellen, zurückschrecken. Darü-
ber hinaus setzen Industrie-, Schwellen- und Entwick-
lungsländer unterschiedliche Prioritäten bei den GPGs. 
Beispielsweise hat die Stabilität von Finanzmärkten 
für Industrienationen eine höhere Priorität als für Ent-
wicklungsländer. Den Schwellenländern wiederrum 
kommt eine wachsende Bedeutung bei der Bereitstel-
lung von Gütern im Umweltbereich zu (z.B. Schutz der 
Ozonschicht und der Regenwälder). Da viele GPGs auch 
armutsrelevant sind, überschneiden sich seit einigen 
Jahren vermehrt traditionelle Entwicklungszusam-
menarbeit und die Zusammenarbeit zur Bereitstellung 
von GPGs, was zu neuen Interessens- und Finanzie-
rungskonflikten führt. 

Die Post-2015-Verhandlungen bieten die Möglichkeit, 
das Dilemma der GPGs zu überwinden und die Ver-
antwortungsbereiche zwischen den verschiedenen 
Akteuren in einem globalen Konsens auszuhandeln. 
Gerade weil die BRICS-Staaten und andere aufstreben-
de Schwellenländer einen wachsenden Einfluss auf die 
Weltwirtschaft und die internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit ausüben, wird die Frage danach, wie 
man die Bereitstellung von GPGs in Zukunft gewähr-
leisten kann, immer dringlicher. Für eine effektive glo-
bale Entwicklungs- und Umweltschutzpolitik wären 
Dreieckskooperationen aus Entwicklungs-, Industrie- 
und BRICS-Ländern sicherlich ein großer Gewinn auf 
dem Weg zu einer globalen Partnerschaft und förder-
lich für einen erfolgreichen Austausch zwischen Nord 
und Süd.

> 2  Post-2015: Zu einer stärkeren Verbindung zwischen Umwelt und Entwicklung
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die sich von der traditionellen westlichen Nord-Süd-
Kooperation unterscheidet“(Morazán et al. 2012: 11). 
Diese Entwicklung zeichnete sich bereits in den letz-
ten beiden Jahrzehnten ab, denn alle BRICS-Staaten 
haben sowohl ihre finanzielle als auch ihre technische 
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern aus-
geweitet (vgl. IMF 2011). Die zunehmende Bedeutung 
der BRICS in der Entwicklungszusammenarbeit ist 
eine logische Folge der Zunahme von Außenhandels-
beziehungen und Direktinvestitionen, insbesondere 
aus China. 

Diese Trends haben sich infolge der Finanzkrise in 
den westlichen Industrieländern noch weiter ver-
stärkt. Die Nachfrage der BRICS nach Erdöl, Kupfer, 
Bauxit, Coltan und sonstigen Rohstoffen aus Afrika 
und Lateinamerika ist in den letzten Jahren stark an-
gestiegen. Durch die Ausweitung der Manufaktur-
industrie, der Informationstechnologien und des 
Dienstleistungssektors, insbesondere in China und 
Indien, steigt die Nachfrage nach Rohstoffen trotz der 
Weltwirtschaftskrise. Zugleich haben Brasilien und 
Russland als Rohstofflieferanten von den steigenden 
Rohstoffpreisen für die Finanzierung von eigenen In-
dustrien profitieren können. 

> 3  Analyse der Stellung der BRICS in der Weltwirtschaft

> 3.1  Die Relevanz der BRICS 

Die Weltwirtschaft hat sich in den letzten 20 Jahren 
stark verändert. Zwar sind die USA, Europa und Japan 
immer noch führende Wirtschaftsnationen, aber ihr 
Gewicht in der Weltwirtschaft ist stark zurückgegan-
gen. Drei große Schwellenländer haben enorme Fort-
schritte in der wirtschaftlichen Entwicklung erzielt: 
China, Indien und Brasilien. Vor allem China besticht 
mit Erfolgen in vielen Bereichen einschließlich der 
Forschung und Entwicklung von Spitzentechnologien 
und gilt heute als die größte Volkswirtschaft nach den 
USA. Damit hat der asiatische Gigant innerhalb von 20 
Jahren in hohem Tempo wichtige Industrieländer wie 
Japan, Deutschland, Frankreich und Großbritannien 
überholt. Neben China zeigen auch Indien und Bra-
silien, dass sie mit der Globalisierung  Schritt halten 
können und haben sich bereits zu regionalen Wirt-
schaftszentren entwickelt. 

Außerhalb der westlichen Welt spielt Russland mit 
seinen immensen Reserven an Energieressourcen im-
mer noch eine wichtige Rolle in der Weltwirtschaft, 
auch wenn Russland im Gegensatz zu den anderen 
drei Schwellenländern eher einen Bedeutungsverlust 
erlebte. ExpertInnen der Goldman Sachs Investment-
gruppe haben deshalb im Jahr 2002 den Begriff BRIC 
(Brasilien, Russland, Indien und China) geprägt, um 
deren Bedeutung für die Weltwirtschaft hervorzuhe-
ben. Die BRIC haben zusammen eine Fläche von 39,7 
Mio. km² (27 % der weltweiten Landmasse) und mit 
2,9 Mrd. Menschen leben 42 % der Weltbevölkerung 
in den BRIC. Die wirtschaftliche Bedeutung der BRICs 
wird weiterhin steigen und gemäß der Prognosen der 
Weltbank werden die BRICs bis 2050 ihren Anteil an 
der weltweiten Wirtschaftsleistung von 25 % auf 40 % 
erhöhen können (vgl. Weltbank 2011).

Die Rolle der BRIC als aufstrebende „Global Player“ in 
der Weltwirtschaft wird durch ihr Engagement in der 
weltweiten Entwicklungszusammenarbeit, insbeson-
dere in Afrika, noch verstärkt. Nicht nur die regelmä-
ßigen Treffen der Gruppe seit 2005, sondern auch die 
Aufnahme Südafrikas (das „S“ in BRICS)6 sind ein Zei-
chen dafür, dass dieses bislang lose Länderbündnis, 
eine neue Form der „Süd-Süd-Kooperation anstrebt, 

3 Analyse der Stellung der BRICS in der 
 Weltwirtschaft

Verladeanlage für Bauxit in Brasilien, Foto: FoE Brazil/RedU-
se.org, Flickr.com

6  Aus praktischen Gründen wird von nun an der Begriff BRICS angewandt, obwohl 
  einige der Aussagen nicht immer für Südafrika oder eben Russland zutreffend sind.
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> 3  Analyse der Stellung der BRICS in der Weltwirtschaft

Der Bedeutungszuwachs der BRICS geht zwar mit ei-
nem Bedeutungsverlust der US-amerikanischen und 
europäischen Volkswirtschaften einher, aber nichts-
destotrotz bleiben die USA die einzige Supermacht, 
und das nicht nur im Militärbereich. Die USA sind 
immer noch eine sehr innovative Volkswirtschaft mit 
einer günstigen demographischen Entwicklung, star-
ken demokratischen Institutionen und einer militäri-
schen Schlagkraft, die seit Ende des kalten Krieges kei-
nen ebenbürtigen Gegenspieler kennt. Derzeit kann 
kein BRICS-Land den USA ihren Status als Supermacht 
im Alleingang streitig machen. 

Ob im Welthandel, bei Investitionen, Krediten oder 
Entwicklungshilfe, die BRICS sind kein Papiertiger. Es 
liegt in der Natur der Globalisierung, dass die Nachfra-
ge nach Gütern und Dienstleistungen fast ausschließ-
lich durch Produktionsprozesse im großen Stil und 
vielfach verflochtene globale Wertschöpfungsketten 
befriedigt werden kann. Aus diesem Grund wurden 
diese Volkswirtschaften als entscheidende Akteure in 
der globalisierten Weltwirtschaft von Goldman Sachs 
überschwänglich gelobt. Deren wirtschaftlicher Be-
deutungsgewinn konnte sich auch in Zeiten der Welt-
wirtschaftskrise manifestieren.

Deutlich wurde diese Tatsache, als die BRICS Mitte 
Juni 2012 zusammen mit anderen aufstrebenden Län-
dern dafür plädierten, die IWF Reserven um 90 Mrd. 
US-Dollar aufzustocken. China und Russland alleine 
besitzen derzeit die größten Währungsreserven der 
Welt.7 Deren Stärke ist keine vorläufige Erscheinung, 
sondern basiert auf der eigenen Bevölkerungsgröße, 
die sowohl als Nachfragefaktor mit steigender Kauf-
kraft, als auch als Arbeitskräftereservoir, ebenso von 
qualifizierten wie auch von nicht qualifizierten Ar-
beitnehmerInnen fungiert. Die BRICS haben sich zu 
einer wirtschaftlichen Herausforderung für die OECD-
Länder entwickelt. Welche Auswirkungen hat diese 
Situation für die Global Governance und die globale 
Hilfsarchitektur insgesamt? Können Entwicklungs-
länder vom schnellen Aufschwung der BRICS profitie-
ren und diesem Beispiel folgen?

Zwar werden die fünf BRICS aufgrund ihrer Größe und 
(über-)regionalen Bedeutung im Rampenlicht der in-
ternationalen Politik als Ausdruck der Machtverschie-
bungen in der Weltwirtschaft wahrgenommen, aber 
längst sind auch andere Länder zum „Club der Auf-
steigernationen“ dazu gestoßen. Von verschiedenen 

ExpertInnen werden dafür neue Abkürzungen kre-
iert. So hat beispielsweise Goldman Sachs im Jahr 2010 
die Abkürzung CEVITS für Länder wie Kolumbien, 
Ägypten, Vietnam, Indonesien, die Türkei und Süd-
afrika eingeführt. Die Unruhen in Ägypten seit 2011 
haben zwar den optimistischen Einschätzungen der 
Goldmann Sachs Analysten für die Aufnahme Ägyp-
tens in diese Gruppe widersprochen, aber zutreffend 
bleibt die Aussage, dass der Differenzierungsprozess 
zwischen wirtschaftlich sehr erfolgreichen Entwick-
lungsländen und den traditionellen Hilfeempfängern 
weiter voranschreitet. Als mögliches „Nachfolgemo-
dell“ der BRICS werden derzeit die MINTs (Mexiko, 
Indonesien, Nigeria und die Türkei) gehandelt. Diese 
neuen Ländergruppierungen machen deutlich, dass 
die großen Differenzierungsprozesse innerhalb der 
Gruppe der Entwicklungsländer zu einem Struktur-
merkmal der Globalisierung geworden sind. Für die 
Entwicklungspolitik gewinnt die Auseinanderset-
zung mit diesen neuen aufstrebenden Nationen und 
der Verschiebung des Nord-Süd-Gegensatzes immer 
mehr an Bedeutung. 

Was ergibt sich  aus dieser neuen Situation für die tra-
ditionelle Hegemonie westlicher Mächte und ihre in-
formellen Zusammenschlüsse?

Die BRICS in der G20
Die Gruppe der Zwanzig (G20) scheint derzeit das bes-
te Beispiel für die erwähnten Machtverschiebungen 
zu sein (siehe Abb. 5). Die G20 wurden im Zuge der 
weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise von US-Prä-
sident George W. Bush zusammengerufen. Zu dieser 
Gruppe gehören die 19 größten Volkswirtschaften der 
Welt sowie die EU. 

7  Vgl. http://www.imf.org/external/np/sta/ir/IRProcessWeb/colist.aspx  Derzeit lie- 
 gen die Währungsreserven Chinas bei ca. 3,7 Bio., Russland hat 493 Mrd., die der 
  USA liegen bei 145 Mrd.  und der Eurozone bei 771 Mrd. US-Dollar. Insgesamt finden  
 sich vier der fünf BRICS unter den zehn Ländern mit den meisten Währungsreserven  
 der Welt laut Wikipedia: http://en.wikipedia.org/wiki/List_of_countries_by_for 
 eign-exchange_reserves 

Abbildung 5: Aufbau der G20 (Quelle: Eigene Darstellung)
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Die G20 kann in zwei Gruppen unterteilt werden: 1) 
Die G8 und die EU. 2) Zu den Neuankömmlingen in 
der G20 gehören neben Australien und Südkorea, die 
schon lange mit der OECD und dem Development As-
sistance Committee (Ausschuss für Entwicklungshilfe 
/DAC) zusammenarbeiten, wichtige Entwicklungslän-
der wie Argentinien, Indonesien, Mexiko, die Türkei 
und Südafrika. Die G20-Nationen wickeln 75 % des 
Welthandels ab und produzieren etwa 85 % des globa-
len Bruttoinlandsproduktes bei einem Bevölkerungs-
anteil von zwei Dritteln der Weltbevölkerung.8 Es ist  
noch zu früh, um die Beständigkeit und vor allem die 
Wirksamkeit der G20 als informelle Instanz der Global 
Governance einschätzen zu können. Aus Sicht vieler 
ExpertInnen ist die G20 an ihrer Aufgabe als Krisen-
manager gescheitert (vgl. Cardim/Carvalho 2014).9  
Noch nicht abzusehen ist, wie die G20 beim Abbau von 
globalen Ungleichgewichten im Welthandel oder mit 
potentiellen zukünftigen Krisen umgehen wird.

Die G20 und die Entwicklungspolitik
Die Relevanz der G20 als informelles Gremium zur 
Diskussion globaler Probleme hat in den letzten fünf 
Jahren stark zugenommen und stellt damit für die glo-
bale Entwicklungspolitik eine neue Herausforderung 
dar. Die G20 beeinflusst bereits – direkt oder indirekt – 
die Koordinaten und Strategien der Entwicklungspo-
litik und der staatlichen Entwicklungszusammenar-
beit. Die Global Governance wird in der Zeit nach 2015 
möglicherweise dramatische Veränderungen erleben 
hinsichtlich der Frage: Wer entscheidet, wofür und 
wie viel für wen ausgegeben wird? Schon heute kom-
men mehr als 20 % der EZ-Ressourcen aus nicht-tradi-

8  Vgl.: https://www.g20.org/about_g20/g20_members  (URL: 04.02.2014)
9 Vgl. hierzu auch H. Dieter: http://www.swp-berlin.org/fileadmin/contents/products/ 
 aktuell/2013A53_dtr.pdf 

Schwellenland Betrag % des BNE % der welt-
 (Mio.US-$)   weiten SSK
Saudi-Arabien /3 5.564 1.5/a 40 
China /1 1.500-2.000 0.06-0.08 14.4
Türkei /3 780 0.11 5.6
Südkorea /3 802 0.09 5.8
Indien /2 568.6 0.05 4.1
Brasilien /1 356 0.04 2.6
Südafrika /1 194 0.07 1.4
Argentinien /1 5 a 10 0.0025-0.0050 0.07

EZ-Leistungen von G20-Schwellenländern 
(Schätzungen für 2008)

tionellen Quellen. Aufgrund der anstehenden Bud-
getkürzungen in den OECD-Ländern wird sich dieser 
Trend aller Voraussicht nach in den nächsten Jahren 
weiter fortsetzen“ (Morazán et. al 2014: 22).

Bereits beim ersten Treffen der G20 in Pittsburgh im 
Jahr 2009 wurden neben den drei Zielen zur Stabilisie-
rung der Weltwirtschaft, drei weitere entwicklungs-
politische Ziele formuliert: 

1. Verbesserung des Zugangs zu Nahrungsmitteln, 
 fossilen Brennstoffen und Finanzdienstleistun-
 gen für die Ärmsten; 
2. Die graduelle Abschaffung von fossilen Brenn-
 stoff-Subventionen und die direkte Unterstüt-  
 zung der Ärmsten und 
3. Die Sicherung offener Märkte und Orientierung 
 hin zu grünerem, nachhaltigerem Wachstum
 (vgl. G20 2009b).

Die G20 hat sich inzwischen als die Plattform etabliert, 
auf der sich erfolgreiche Schwellenländer am enga-
giertesten mit Fragen der globalen Wirtschaftspoli-
tik beschäftigen. In diesem Koordinierungsgremium 
können sie eigene Interessen durchsetzen und mit 
globalen Zielen der EZ verbinden. Zusammen mit den 
G8-Ländern leiteten einige von ihnen in der Entwick-
lungsagenda der G20 seit Seoul 2010 mehrere Wor-
king Groups. Mit ihrer starken Beteiligung wurden 
beim Treffen von Kapstadt am 30. Juni 2011 Berichte 
und Empfehlungen erarbeitet, die eine wichtige Rol-
le in den Diskussionen um Entwicklungsfinanzierung 
spielten. Dieser Prozess setzte sich im Vorfeld von den 
G20-Treffen in Cannes fort: Indonesien engagierte 
sich in der Gruppe „Growth with resilience“ (Wachs-
tum mit sozialer Sicherung), Brasilien konzentrierte 
seine Bemühungen auf die Gruppe Nahrungssicher-
heit, Südafrika unterstützte Spanien beim Thema Mo-
bilisierung einheimischer Ressourcen, während sich 
Mexiko zusammen mit Südkorea für den Austausch 
von Wissen als Querschnittsthema in der G20 einsetz-
te (vgl. Morazán/Große 2011).

Es gibt erhebliche Unterschiede in der Ausrichtung 
der Entwicklungszusammenarbeit der traditionellen 
Geberländer, die im Rahmen der DAC und der OECD 
seit den 1960er Jahren ihre ODA-Leistungen koordi-
nieren und den aufstrebenden Geberländern („emer-
ging donors“) wie China, Indien und Brasilien, die 
ihre Süd-Süd-Kooperation ohne (diese zwischenstaat-
liche) Koordinierung leisten. Die aufstrebenden Ge-
ber haben sich zwar aktiv an der Formulierung einer 
„Entwicklungsagenda“ für die G20 beteiligt, aber die 
Bereitschaft der „Neuen“ sich mit den traditionellen 
Gebern abzustimmen, variiert von Land zu Land. Der 
Grund dafür ist, dass nicht alle „emerging donors“ 

Abbildung 6: EZ-Leistungen von G20-Schwellenländern (Quelle: Report the Reality of 
Aid (2010) /1 ECOSOC, Background Study for the Development Cooperation Forum: 
Trends in South-South and triangular development cooperation, 2008 – Table 2.
/2 Indian Ministry of External Affairs Annual Report 2008-2009 – Appendix VII
/3 – CAD/OCDE, 2009 – Table 33 (Development Cooperation Report)
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auch „emerging powers“ sind, die die westliche Do-
minanz in wichtigen Institutionen der Global Gover-
nance (Internationaler Währungsfonds, Weltbank 
etc.) in Frage stellen und den Anspruch erheben, for-
melle sowie informelle Institutionen der internationa-
len Regulierungsstrukturen an die neuen Entwicklun-
gen anzupassen.

Die Prinzipien und Handlungsfelder der G20-Entwick-
lungsagenda fokussieren sich sehr stark auf konventi-
onelles Wirtschaftswachstum mit einer starken Betei-

> 3.2  Süd-Süd-Kooperation vs. Nord-Süd-Kooperation 

ligung des Privatsektors. Dabei spielt die Förderung 
von Infrastrukturprojekten mit Hilfe privater Investiti-
onen eine herausragende Rolle als Handlungsfeld für 
die Süd-Süd-Kooperation.

Der Kern der neuen Philosophie, die von „emerging 
donors“ in die internationale Hilfsarchitektur Ein-
gang gefunden hat, kann in dem Begriff Süd-Süd-Ko-
operation (SSK) zusammengefasst werden. 

Auf welchen Grundsätzen basiert die SSK und inwie-
weit unterscheidet sich diese von den traditionellen 
Prinzipien der Nord-Süd-Kooperation? Ähnlich wie 
die traditionellen Geber, die ihre Vorstellungen und 
Prinzipien von Entwicklungszusammenarbeit sowohl 
in der G8, als auch und vor allem im DAC gemeinsam 
definieren, bemühten sich die Entwicklungsländer im 
Rahmen der Gruppe der 77 bereits 2009, die Prinzipi-
en der Süd-Süd-Kooperation weiter zu entwickeln.10  

Die Süd-Süd-Kooperation basiert demnach auf den 
Prinzipien der Gleichheit, Solidarität und gegenseiti-
gen Entwicklung und Ergänzung. Die Intensität dieser 
Koordinierung unterscheidet sich allerdings von der 
der traditionellen Geber. 

Insbesondere die größten aufstrebenden Geber wie 
China und Brasilien stellen viele Prinzipien der Ent-
wicklungszusammenarbeit traditioneller Geber in 
Frage und werfen diesen vor, mit ihrer Entwicklungs-
zusammenarbeit eigene Interessen vor die Interessen 
der armen Länder zu stellen. Die negativen Erfahrun-
gen der Vergangenheit, insbesondere die neolibera-
len Reformen, die von der Weltbank und dem IWF in 
den 1990er Jahren propagiert wurden, mit zum Teil 
verheerenden Folgen für viele Entwicklungsländer 
(Asienkrise, Tequila-Krise, Argentinien-Krise usw.), 
haben die ideologische Dominanz traditioneller Ge-
ber in Frage gestellt. Zudem zählt die noch anhalten-
de Weltwirtschaftskrise, die ihren Ursprung in den 
reichen Ländern hatte, als ein Beleg dafür, dass diese 

Brasilianischer Pavillon auf der EXPO 2010 in Shanghai, 
China, Foto: Wamphyri, Flickr.com

Länder nicht in der Lage sind, eigene Rezepte erfolg-
reich zu Hause anzuwenden und Krisen wirksam zu 
bekämpfen. Infolgedessen stellen aufstrebende Ge-
ber eigene Prinzipien auf, die die SSK von der Nord-
Süd-Kooperation (NSK) unterscheiden sollen: Anstatt 
eigener Interessen sollen gegenseitige Vorteile die 
Zusammenarbeit bestimmen, zudem nationale Ei-
genverantwortung statt externe Konditionalität und 
anstatt sozialer Infrastruktur soll die Förderung von 
produktiver Infrastruktur im Vordergrund stehen.

10  Vgl.: http://www.g77.org/doc/Declaration2009.htm (Am 04.02.2014)
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> 3.3  Die Idee gegenseitiger Vorteile 

Es gibt viele Ursachen für das Auseinanderdriften von 
Entwicklungsländern. Seitdem im England des 18. 
Jahrhunderts die industrielle Revolution ihren Anfang 
genommen hatte, haben die heutigen Industrielän-
der unter bestimmten historischen Bedingungen ih-
ren „Take-off“ erlebt. Der Übergang von Agrar- zu In-
dustriegesellschaften folgte relativ schnell in Europa, 
den USA und dann in Japan, z.T. auf Grund einer gerin-
geren Kluft zwischen Vorreitern und Nachzüglern in 
Technik, Produktivität und Wissenschaften. Schnell 
haben die Industrieländer diesen Produktivitätsvor-
teil auf internationaler Ebene auf Kosten der weniger 
entwickelten Gesellschaften in Asien, Afrika und La-
teinamerika zu ihren Gunsten genutzt. Innerhalb we-
niger Jahren war der Abstand zwischen Industrie- und 
Entwicklungsländern immer größer geworden.

Die Kolonialzeit und deren Ausbeutungsverhältnis-
se haben dazu geführt, dass viele ehemalige Koloni-
alstaaten in einen großen Entwicklungsrückstand 
geraten sind und die Phase des „Take offs“ sich ganz 
anders und vor allem langsamer gestaltet als in Eu-

ropa, den USA oder Japan. Weder Eisenbahn, noch 
Dampfmaschinen oder Industriebetriebe standen den 
Entwicklungsländern als Impulsgeber für die eigene 
Entwicklung zur Verfügung. Ganz im Gegenteil – In-
dustriegesellschaften haben den eigenen technolo-
gischen Vorteil eingesetzt, um ihre Macht und ihren 
Einfluss zu vergrößern. Je größer der Reichtum der 
Industriegesellschaften wurde, desto stärker wurde 
das Gefühl der Benachteiligung in den Agrargesell-
schaften der Weltwirtschaft. Vor diesem Hintergrund 
ist der Versuch der neuen Geber zu verstehen, mit der 
Süd-Süd-Kooperation eine „neue Philosophie“ in der 
Entwicklungszusammenarbeit zu etablieren.

Die Nord-Süd-Kooperation wurde als eine Einbahn-
straße erlebt, in der Agrargesellschaften „nur“ als Lie-
feranten von Rohstoffen und Agrarprodukten dienen 
und vom Import von Industrieprodukten aus der rei-
chen Welt abhängig bleiben. Die Süd-Süd-Kooperati-
on – aus der Sicht der BRICS – soll nun für gegenseitige 
Vorteile sorgen und faire Austauschbedingungen her-
vorbringen.

> 3.4  Bedingungslose Hilfe

In den 1990er Jahren begannen reiche Länder ihre  
Entwicklungshilfe an (makroökonomische) Bedin-
gungen zu knüpfen. Diese Bedingungen (condi-
tionalities) wurden insbesondere von den drei in 
Washington ansässigen Institutionen, dem Federal 
Reserve (US-Zentralbank), dem IWF und der Welt-
bank formuliert und diktiert. Daher stammt auch 
der Begriff „Washington Consensus“. Das Ziel dieser 
Institutionen war nicht der Anstoß einer nachhal-
tigen Entwicklung in den Empfängerländern, son-
dern die Zahlungsfähigkeit der Empfängerländer 
gegenüber den Kreditgebern zu garantieren bzw. 
wieder herzustellen. Diese Politik ist in den meisten 
Fällen gescheitert und hat die Situation vieler armer 
Entwicklungsländer noch verschlechtert. Nach An-
sicht einiger ExpertInnen waren die reichen Länder 
eine Art „Bad Samaritans“,11 da diese ihre Hilfeleis-
tungen für arme Länder an Bedingungen geknüpft 
haben, die sie in ihrer eigenen Entwicklung nicht  
erfüllt haben (Liberalisierung des Außenhandels,  
Deregulierung etc.).

Im Gegensatz dazu bieten die aufstrebenden Geber 
ihre Hilfe als SSK bedingungslos an und stellen nach 
eigener Aussage den gegenseitigen Vorteil in den 
Vordergrund. Besonders China betont das Prinzip der 
Souveränität in seiner Entwicklungszusammenarbeit. 
Diese Haltung ist für die Empfängerländer zwar sehr 
attraktiv, sie birgt jedoch nicht unerhebliche Risi-
ken, wie die Erfahrungen der traditionellen Geber in 
der Vergangenheit zeigen. Diese Risiken sind u.a. die 
Überschuldung der Hilfeempfänger, Moral Hazard 
(Verhaltensrisiko) und die fehlende Transparenz auf 
Grund von Bad Governance (schlechte Regierungs-
führung).

11  Vgl. hierzu Ha-Joo Chang (2007): Bad Samaritans, online: http://de.scribd.com/ 
 doc/20987474/Ha-Joon-Chang-Bad-Samaritans 

Korruption und schlechte Regierungsführung sind die größ-
ten Risiken einer bedingungslosen Süd-Süd-Kooperation, 
Foto: Heatherlyone, Flickr.com
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> 3.5  Infrastruktur statt Bildung 

Die Unterstützung für den Ausbau der Infrastruktur 
in den Entwicklungsländern durch die traditionellen 
Geber hat in den letzten Jahren stark abgenommen. 
Aufgrund gescheiterter Infrastrukturprojekte in den 
1970er und 1980er Jahren, die z.T. zu der Schulden-
krise der 1990er Jahre führten, haben die reichen 
Länder ihre Hilfe auf die Armutsbekämpfung und den 
Ausbau der sozialen Infrastruktur, besonders auf Bil-
dungs- und Gesundheitsprojekte konzentriert. Diese 
Fokussierung auf die soziale Infrastruktur hatte po-
sitive Auswirkungen, wie die Erfolge und Teilerfolge 
der MDG-Agenda zeigen. Jedoch leiden die meisten 
Entwicklungsländer unter einem chronischen Kapi-
talmangel, der die Umsetzung wichtiger Infrastruk-
turvorhaben im produktiven Sektor erschwert oder 
verhindert.

Sowohl China als auch Indien, aber auch andere Geber 
wie beispielsweise Saudi-Arabien haben in den letzten 
Jahren den Bau von Straßen, Brücken, Staudämmen 
und sonstigen Infrastrukturprojekten in Afrika und 
Lateinamerika finanziert. Die Agrarentwicklung ha-
ben diese Geber in Entwicklungsländern ebenfalls 
gefördert, ein Bereich, der auch von den traditionel-
len Gebern vernachlässigt wurde. Aber hier ist Vor-
sicht geboten: Die Finanzierung von produktiver In-
frastruktur ist zweifellos ein wirkungsvoller Beitrag 
für die Verbesserung der Lebensbedingungen in den 
Empfängerländern, aber damit sie die erhofften Wir-
kungen hat, ist es notwendig, nicht nur die kurzfris-

tigen Erträgen solcher Investitionen zu betrachten, 
sondern auch deren mittel- und langfristigen (Neben-)
Wirkungen. In der Vergangenheit sind in den meisten 
Entwicklungsländern „weiße Elefanten“, d. h. große 
Prestigeprojekte entstanden, die zwar für eine kurze 
Zeit gute Erträge erzielten, aber in der Folge zu einer 
untragbaren Verschuldung geführt haben. Die War-
tungskosten vieler Anlagen lagen weit über den Erträ-
gen und die Entwicklungsimpulse für die breite Masse 
der Bevölkerung blieben aus. 

Nicht alle Infrastrukturprojekte sind nachhaltig. Brücke in Ambriz, Bengo/
Angola, Foto: JbDodane, Flickr.com

> 3.6  BRICS-Bank gegen Weltbank?

Auf ihrem dritten Gipfel in Sanya, Indien, im Jahr 2006 
haben die BRICS ein Gremium mit VertreterInnen  
der wichtigsten Entwicklungsbanken zusammenge-
rufen12, um die Bildung einer gemeinsamen Entwick-
lungsbank zu diskutieren. Auf ihrem fünften Treffen 
zwei Jahre später haben die BRICS-Regierungen die 
Bildung einer Entwicklungsbank beschlossen, die das 
Ziel haben soll, Ressourcen zu mobilisieren, um Inf-
rastruktur und Projekte für nachhaltige Entwicklung 
in den BRICS und anderen Entwicklungsländern zu 
finanzieren. 

Diese Entscheidung wurde von namhaften Ent-
wicklungsexperten wie Joseph Stiglitz und  anderen 
begrüßt. In einem Artikel zu dem Thema stellten 
ExpertInnen fest, dass der Finanzbedarf der Entwick-
lungsländer für Infrastruktur von ca. 800 Mrd. US-
Dollar um mindestens 2 Bio. US-Dollar jährlich steigen 
wird. Derzeit decken die multilateralen Entwicklungs-
banken 2-3 % des prognostizierten Bedarfs. Mehr als 
1,4 Mrd. Menschen in diesen Ländern haben keinen 
Zugang zur Elektrizitätsversorgung, 900 Mio. Men-
schen haben keinen Zugang zur Wasserversorgung 
und mehr als 2,6 Mrd. Menschen keine angemessene 
Abwasserversorgung.13

12  BNDES (Brasilien), CDB (China), Vnesheconombank (Russland), Eximbank (Indien) 
  und DBSA (Südafrika)  Vgl.: http://www.project-syndicate.org/commentary/the- 
 benefits-of-the-brics-development-bank/german (20.02.2014)
13  Vgl.: http://www.project-syndicate.org/commentary/the-benefits-of-the-brics- 
 development-bank/german (20.02.2014)
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Der Schritt einer Neugründung hat eine enorme histo-
rische Relevanz aus mehreren Gründen: 

1. Eine solche Bank kann die informelle Struktur 
 dieses Zusammenschlusses zu mehr Verbind- 
 lichkeit führen. 
2. Eine solche Bank würde auf Grund der enormen 
  Liquidität der BRICS eine Hebelfunktion für die 
  Mobilisierung von bestehenden Finanzinstru- 
 menten aus den Industrieländern (Pensions- 
 fonds und Rentenfonds) haben. 
3. Außerdem würde eine BRICS-Bank den Entwick- 
 lungsländern einen schnelleren Zugang zu  
 Finanzressourcen in Bereichen wie Energie und 
 produktive Infrastruktur ermöglichen, die der- 
 zeit von multilateralen und bilateralen Entwick- 
 lungsbanken stark vernachlässigt werden. 

Angesichts der möglichen Machtverschiebungen, die 
eine solche Institution in das BRICS-Gefüge bringen 

kann, ist eher mit einer losen Struktur ohne einen 
physischen Sitz in Pretoria oder Shanghai zu rechnen. 
Hinsichtlich der Kapitalausstattung hat Indien bereits 
signalisiert, für einen festen gleichwertigen Betrag zu 
plädieren und nicht für einen Betrag, der von der Grö-
ße der jeweiligen Volkswirtschaften abhängt. Ähnlich 
wie bei der Corporación Andina de Fomento (CAF), 
bei der 97 % des Kapitals aus lateinamerikanischen 
Ländern stammt, könnte das Kapital der BRICS-Bank 
zu mehr als 50 % aus den BRICS-Ländern kommen. Die 
Bank wird Infrastrukturprojekte in BRICS-Ländern 
und anderen Schwellen- und Entwicklungsländern 
finanzieren, solange diese für die BRICS relevant sind. 
Das Rating der Bank ist durch das Rating der wesent-
lichen Kapitaleigner gesichert. Die Ausrichtung der 
Investitionen wird sehr stark von der Entwicklungs-
philosophie der BRICS beeinflusst werden. Sehr wahr-
scheinlich wird der Fokus der Investitionen in den Be-
reichen Infrastruktur und Energie liegen.

> 4.1   Brasilien  

4 Die Süd-Süd-Kooperation: Eine Chance für 
 nachhaltige Entwicklung?

Mit der Gründung der “Agência Brasileira de Coope-
ração” (ABC) im Jahr 1987 begann in Brasilien die insti-
tutionelle Entwicklung der Süd-Süd-Kooperation. Bis-
lang gibt es keine offiziellen Zahlen über die Höhe der 
Beträge der brasilianischen Kooperation. Die Schät-
zungen gehen von 362 Mio. US-Dollar bis zu 1 Mrd. 
US-Dollar (ODI 2010) für das Jahr 2009 aus. Damit wür-
de Brasilien in derselben Liga spielen wie Indien und 
China. Das multilaterale Engagement Brasiliens wird 
mit 248 Mio. US-Dollar beziffert. Davon gehen 30 %  an 
die MERCOSUR14 und die Interamerikanische Entwick-
lungsbank (IDB) (vgl. World Bank 2011: 20). Obwohl 
das EZ-Budget Brasiliens im Vergleich zu Russland, 
China oder Indien eher klein zu sein scheint, ist es in 
den letzten Jahren aber stark angewachsen.

Geographisch konzentriert sich die SSK Brasiliens 
vor allem auf die Nachbarländer, insbesondere die 
MERCOSUR-Länder (Argentinien, Brasilien, Paraguay, 
Uruguay, Venezuela). Das regionale Engagement Bra-

siliens steht in enger Verbindung mit seiner Rolle als 
größte Volkswirtschaft Südamerikas und seinen stei-
genden Auslandsinvestitionen. Brasilien ist mit 80 % des 
BIP die größte Volkswirtschaft des MERCOSUR. Seit ei-
nigen Jahren spielt Brasilien auch eine wichtige Rolle 
in der humanitären Hilfe in Haiti und anderen karibi-
schen Ländern. In Afrika sind portugiesischsprachige 
Länder Kooperationspartner der brasilianischen SSK. 
Ein Drittel der brasilianischen ODA geht in diese Län-
der (vgl. de Sousa 2008: 3). 

14  Mercosur ist die spanische Abkürzung für Mercado Común del Sur (Gemeinsamer 
  Markt des Südens). 

Technische Kooperation Brasiliens mit karibischen 
Kleinstaaten, Foto: ItamaratyGovBr/Flickr.com
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Der Zahlmeister Südamerikas
In diesem Zusammenhang ist auch die Einrichtung 
des Structural Convergence Fund for MERCOSUR (FO-
CEM) in 2004 zu betrachten. Das Ziel dieses Fonds ist 
die Förderung der regionalen Infrastruktur. Brasilien 
ist mit insgesamt 70 % der größte Beitragszahler im 
FOCEM, der jährlich mit einem Kapital von 100 Mio. 
US-Dollar gespeist wird. Auf den ersten Blick sehen 
diese Beträge eher bescheiden aus, aber dennoch ist 
der FOCEM ein deutliches Signal für die neue Orientie-
rung der brasilianischen Außenpolitik hin zu einem 
aktiveren Engagement innerhalb Südamerikas? Ne-
ben dem FOCEM gibt es auch die brasilianische Bank 
für wirtschaftliche und soziale Entwicklung (BNDES), 
die den Auftrag hat, Projekte der produktiven Infra-
struktur in Brasilien und in den Nachbarländern zu fi-
nanzieren. Zwischen 2003 und 2009 wurden mehr als 
100 Infrastrukturprojekte von der BNDES in Höhe von 
15,5 Mrd. US-Dollar in Lateinamerika und der Karibik 
finanziert.15 Diese Projekte haben dazu beigetragen, 
den Export von brasilianischen Manufakturproduk-
ten zu steigern. Zwischen 2002 und 2011 stiegen die 
brasilianischen Exporte in andere südamerikanische 
Staaten von 7,4 Mrd. US-Dollar auf 45,2 Mrd. US-Dollar 
um 504 % (vgl. Pinheiro 2013).

Die brasilianische SSK mit Lateinamerika hat ebenfalls 
eine starke politische Motivation. Um dem Einfluss der 
USA in Südamerika politisch entgegenzutreten, hat 
Brasilien 2008 aktiv die Einrichtung der „Union Süd-
amerikanischer Nationen“ (UNASUR) vorangetrieben. 
Die UNASUR ist als politisches Schutzschild gegen eine 
zu starke (auch militärische) Einmischung der USA in 
Südamerika zu verstehen. Brasilien hat bis heute eine 
aktive Vermittlerrolle in den zahlreichen Grenzkon-
flikten zwischen den Nachbarländern übernommen 
(vgl. Ayllón 2012 : 193). 

Die überregionale SSK
Die Vision einer SSK basiert auf drei wichtigen Dimen-
sionen: i.) einer politischen, ii.) einer wirtschaftlichen 
und iii.) einer technischen Dimension. Mit der Grün-
dung des IBSA-Dialogforums im Jahr 2003 haben In-
dien, Brasilien und Südafrika eine Plattform für Süd-
Süd-Kooperationen gegründet, die sich stark vom 
traditionellen Nord-Süd-Ansatz unterscheidet. Sie 
sind die jeweiligen Führungsmächte in den drei gro-
ßen Entwicklungsregionen der Welt: Südasien, Süd-
amerika und Afrika.

Der Beitrag zur multilateralen Kooperation
Das Ziel der brasilianischen Entwicklungspolitik ist 
die Überwindung der Nord-Süd-Asymmetrien. Insbe-
sondere in der Ernährungs- und Landwirtschaftsorga-

nisation der Vereinten Nationen (FAO) hat Brasilien 
ein starkes multilaterales Engagement gezeigt, was 
sicherlich dazu beigetragen hat, dass der neue Gene-
raldirektor der FAO ein Brasilianer ist. Außerdem setzt 
sich Brasilien für innovative Finanzierungsinstrumen-
te, wie die „Initiative to fight hunger and poverty“, 
ein. Zusammen mit den Regierungen Frankreichs 
und Chiles konnte Brasilien im Rahmen dieser Initi-
ative neue Finanzierungsinstrumente entwickeln. 
Die brasilianische Regierung sieht sich als Anwalt des 
globalen Südens und leistet mit ihrem multilateralen 
Engagement einen Beitrag zur Umsetzung der MDG-
Agenda. Diese Bemühungen haben einen wichtigen 
politischen Hintergrund: Brasilien kämpft seit langem 
um einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Verein-
ten Nationen. Das Land bemüht sich ebenfalls um eine 
Erhöhung des Stimmrechtes innerhalb wichtiger Ins-
titutionen der Global Governance, wie dem IWF und 
der Weltbank. Innerhalb der Welthandelsorganisati-
on (WTO) hat sich Brasilien an verschiedenen Koalitio-
nen beteiligt und sich dabei eine Führungsrolle für die 
Interessen des Südens erkämpft. 

Zwischen Eigennutzen und Solidarität
Die brasilianische SSK hat sicherlich einen wichtigen 
Beitrag für die Bekämpfung von Hunger und Unter-
entwicklung in Afrika und Lateinamerika geleistet. 
Aber dieses Engagement erfolgt natürlich nicht aus 
reiner Gutmenschlichkeit, sondern ist von wirtschaft-
lichen Eigeninteressen motiviert. Die Förderung der 
Infrastruktur in Südamerika steht beispielsweise in 
enger Verbindung mit der Investitionstätigkeit von 
brasilianischen Bauunternehmen in diesen Ländern 
(vgl. Pinheiro 2013). Brasilianische Firmen haben den 
Zuschlag für die Modernisierung des kubanischen Ha-
fens Mariel erhalten und haben u. a. eine privilegierte 
Stellung in Venezuela (Bau der U-Bahn von Caracas, 
Stahlindustrie in Estaleiro etc.), Bolivien (Rudovilla Ti-
nari etc.) und Ecuador (Hidroeléctrico Minas San Fran-
cisco etc.). 15  Vgl.: Geographisch konzentriert sich diese Kooperation in den Nachbarländern. 

Dilma Rousseff, Jacob Zuma und Manmohan Singh auf dem 
5. Indien-Brasilien-Südafrika-Gipfel im Oktober 2011, Foto: 
GovernmentZA/Flickr.com
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IBSA: Chancen und Grenzen einer SSK

Drei der fünf BRICS-Länder haben im 
Jahr 2003 ein Dialogforum unter dem 
Namen IBSA (Indien, Brasilien, Südaf-
rika) gegründet. Das IBSA-Dialogforum 
hat eine enorme Relevanz für die Post-
2015-Agenda, denn es bringt drei gro-
ße, pluralistische, multikulturelle und 
demokratische Gesellschaften von drei 
Kontinenten zusammen. Auf Grund 
ihrer Rolle im jeweiligen regionalen 
Kontext und ihrem Anspruch auf mehr 

Mitsprache in den Gremien der Global Governance 
verstehen sich diese drei Länder als Gleichgesinnte. 
In der „Brasilia Declaration“, dem Gründungsdoku-
ment der IBSA, werden die Ziele und Prinzipien die-
ses Forums klar formuliert. Den drei Ländern geht 
es im Kern darum, ihre Rolle in den Institutionen 
der internationalen Architektur zu stärken und da-
mit bestehende Ungleichgewichte zu überwinden. 
Insbesondere die gegenwärtige Zusammenset-
zung des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
missfällt allen drei Ländern. Sie bestehen  auf einen 
ständigen Sitz im Weltsicherheitsrat, um  als Reprä-
sentanten und Wirtschaftsmächte ihrer Region von 
der Welt anerkannt zu werden.

Angesichts der bestehenden Herausforderungen 
für eine globale Post-2015-Agenda und der allge-
meinen Krise der traditionellen EZ scheint es wich-
tig, sich mit den Potenzialen der IBSA zu befassen. 
Allerdings beinhaltet das letzte gemeinsame Kom-
muniqué der IBSA von der 68. Generalversammlung 
der Vereinten Nationen außer den üblichen allge-
meinen Formulierungen keine neuen substantiel-
len Vorschläge für eine neue Entwicklungsagenda. 
Zwar bekennt sich das Forum zu der Formulierung 
von globalen Zielen, die für alle Länder gelten sol-
len, macht allerdings keine konkreten Vorschläge 
über die Reichweite einer solchen Agenda. Das Fo-
rum betont das Prinzip der „gemeinsamen, aber 
differenzierten Verantwortung“, insbesondere be-
züglich der Formulierung von SDGs.
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Mit Stolz stellen die RegierungsvertreterInnen der 
IBSA fest, dass sich das Forum nach zehn Jahren 
konsolidiert hat. Die IBSA hat inzwischen eine inter-
nationale Routine entwickelt. Es besteht eine starke 
politische Koordination in internationalen Fragen 
bezüglich UN, WTO, G20, BRICS etc. Außerdem hat 
sich eine sektorale Kooperation in mindestens 14 
Arbeitsgruppen entwickelt und die „IBSA Facilitiy 
for Poverty and Hunger Alleviation“ (IBSA Fund) 
ist bereits mit 3 Mio. US-Dollar jährlich ausgestat-
tet. Der IBSA Fund hat die Relevanz der SSK unter 
Beweis gestellt und kann sich zu einem wichtigen 
Instrument für Länder entwickeln, die auf Hilfe von 
außen angewiesen sind. Darüber hinaus wurde ein 
Forum für den zivilgesellschaftlichen Dialog einge-
richtet.

Die IBSA hat eine große Bedeutung sowohl für die 
SSK zwischen den drei Ländern, als auch für die Ver-
netzung mit anderen Entwicklungsländern. Der 
Handel zwischen den drei Ländern ist von anfäng-
lich 3,9 Mrd. US-Dollar (2003) auf ca. 12 Mrd. US-
Dollar (2009) angestiegen. Im Jahr 2013 betrug der 
Handel 23 Mrd. US-Dollar und wird bald das erklär-
te Ziel von 25 Mrd. US-Dollar bis 2015 übertreffen. 

Ist die IBSA eine neue mächtige Struktur, in der 
die Anhänger der SSK neue Impulse in die inter-
nationale EZ und damit in die Post-2015-Agenda 
einbringen können? Die drei Mitgliedsländer der 
IBSA haben auf jeden Fall Erfolge in der eigenen 
Entwicklungspolitik durch den Einsatz von innova-
tiven Instrumenten im Bildungs- und Gesundheits-
bereich zu verzeichnen. Aber insgesamt sind die 
Fortschritte der IBSA, verglichen mit dem Potenzial 
ihrer Mitgliedsländer, bislang eher bescheiden. Ge-
rade bezüglich der Global Governance in entwick-
lungspolitischen Fragen hätte die IBSA große Chan-
cen gehabt, alternative gemeinsame Vorschläge 
zu entwickeln, die neue Impulse für eine Post-2015 
Agenda hätten geben können. Stattdessen wirkt 
die IBSA manchmal wie ein „Club guter Freunde“, 
der sich zum regelmäßigen Austausch trifft.
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> 4.2  Russland 

Der Fall Russland unterscheidet sich sehr von den 
anderen vier BRICS und die Entwicklungspolitik ist 
stark von dem politischen Interesse geprägt, die Rolle 
Russlands als Großmacht wiederherzustellen. Russ-
land sieht sich selbst als Supermacht mit großem  mi-
litärischem Potenzial und seine Territorialansprüche 
können zum Teil im Widerspruch zu den Interessen 
anderer BRICS (China und Indien) stehen. Institutio-
nell liegt die Zuständigkeit für die Entwicklungspoli-
tik bei der Rossotrudnichestvo, der Föderalagentur für 
Angelegenheiten der GUS, für Fragen der im Ausland 
lebenden Mitbürger und für internationale huma-
nitäre Zusammenarbeit. Die Rossotrudnichestvo ist 
eine Abteilung des Außenministeriums (vgl. Spanger 
2014). Die Zuständigkeit für entwicklungspolitische 
Fragen ist auch in Russland noch nicht klar definiert. 
So ist das Ministerium für wirtschaftliche Entwicklung 
und Handel mit der Aufgabe betraut, Informationen 
über die ökonomische und finanzielle Situation von 
Partnerländern zusammenzustellen und steht für 
eine bilaterale Zusammenarbeit (vgl. Government of 
Russia 2007: 10 ff.). Das Finanzministerium plädiert 
dagegen für ein stärkeres Engagement mit multilate-
ralen Institutionen. 

Das neue entwicklungspolitische Konzept der Rosso-
trudnichestvo basiert auf drei Prinzipien: 1) Schwer-
punkt auf bilaterale Zusammenarbeit; 2) geogra-
phische Konzentration auf die GUS-Staaten und 3) 
Betonung der technischen Kooperation. Konzepti-
onell steht die russische EZ in enger Verbindung mit 
der Neuorientierung der russischen Außenpolitik, die 
sich auf  die Wiederherstellung des internationalen 
Einflusses und die Überwindung der gegenwärtig ge-
schwächten Position Russlands konzentriert. Infolge 
der Krim-Krise von Frühling 2014 ist mit einer Stär-
kung der Bilateralisierung der russischen EZ und da-
mit einer Stärkung der Position des Außenministeri-
ums gegenüber dem Finanzministerium zu rechnen.
 
Im Gegensatz zu den anderen BRICS-Staaten bekennt 
sich Russland zu den ODA-Standards des DAC und wird 
zur sogenannten „DAC-Gruppe“ der neuen Geber ge-
rechnet, zu der u.a. auch Israel und die Türkei zählen 
(vgl. Spanger 2014: 9). Damit ist die Bereitschaft Russ-
lands zu erkennen, den Standards und Strategien der 
traditionellen Gebergemeinschaft hinsichtlich der 
Wirksamkeit und der Ausrichtung der internationa-

len EZ zu folgen. Russland war bislang Mitglied einiger 
Gebergremien, wie der G8 oder des Pariser Clubs der 
Gläubigerländer.16 Die russischen Vorstellungen von 
Entwicklungszusammenarbeit spiegeln sich mehr in 
einem traditionellen Geber-Empfänger-Verhältnis 
wieder als in einer SSK, die Wert auf die Gleichberech-
tigung der Partnerländer legt. Die geostrategischen 
Vorstellungen Russlands, die sich nur wenig von den 
Ansichten der ehemaligen Sowjetunion unterschei-
den, wie der Fall Ukraine oder Georgien zeigt, sind 
von entscheidender Bedeutung für die russische EZ. 
Die Pläne für die Einrichtung einer Eurasischen Union 
(EAU), die neben Russland auch die Ukraine, Kasach-
stan, Weißrussland, Kirgistan und Tadschikistan um-
fassen soll, spielen bei den russischen Vorstellungen 
einer internationalen Kooperation eine entscheiden-
de Rolle (vgl. Spanger 2014 : 9). 

Die ODA-Beiträge Russlands sind von 100 Mio. US-Dol-
lar im Jahr 2004 auf 785 Mio. US-Dollar im Jahr 2009 
angestiegen und gingen laut OECD-Angaben auf 465 
Mio. US-Dollar im Jahr 2012 zurück. Das entspricht 
0,02 % des russischen BNE im Jahr 2012.17 Bedeutende 
Entwicklungshilfebeiträge werden über multilaterale 
Institutionen, wie die Eurasian Economic Community, 
die Weltbank und die UN kanalisiert (vgl. Walz/Rama-
chandran 2010: 11). 

Bedeutende Entwicklungshilfebeiträge Russlands werden beispielsweise 
über Weltbank-Projekte realisiert: Straßenbau in Tadschikistan, Foto: Genna-
diy Ratushenko / World Bank/Flickr.com

16  Der Pariser Club (oder: Club de Paris, Paris Club) ist ein informelles Gremium, in  
 dem staatliche und öffentliche Gläubiger mit einem in Zahlungsschwierigkeiten  
 geratenen Schuldnerland zwecks Umschuldungsverhandlungen oder Schuldener- 
 lass zusammentreffen, vgl. hierzu: http://www.clubdeparis.org/ 
17 Vgl. http://www.oecd.org/russia/russiasofficialdevelopmentassistance.htm 
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> 4.3  Indien  

Bereits 1950 begann Indien mit der Finanzierung 
von kleinen regionalen Entwicklungsprojekten im 
Rahmen von Programmen der technischen und wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit (vgl. Walz/Ramachand-
ran 2010: 4). Ähnlich wie bei anderen BRICS wird die 
Entwicklungszusammenarbeit vom Außenministeri-
um im Rahmen eines komplizierten institutionellen 
Geflechts geleitet. Eine Reihe von Ministerien ist in die 
SSK involviert. Auch in Indien steht die Einrichtung 
einer Indian Agency for Partnership in Development 
(IAPD) mit einem Budget von schätzungsweise 11,3 
Mrd. US-Dollar für die nächsten 5 bis 7 Jahre noch 
aus18. Eine solche Institution würde die Effizienz und 
die Wirksamkeit der indischen Entwicklungszusam-
menarbeit stärken. Sie wäre auch für eine bessere Ko-
ordinierung der eingehenden Beiträge von besonde-
rer Bedeutung. Innerhalb der BRICS ist Indien mit bis 
zu 2,5 Mrd. US-Dollar jährlich der größte Empfänger 
von ODA (vgl. Walz/Ramachandran 2010: 7).

Die größten Empfänger der indischen SSK waren zwi-
schen 2005 und 2008 Bhutan (36 %, insbesondere die 
Wasserkraftprojekte), Bangladesch, Nepal, sowie Sri 
Lanka, Myanmar und die Malediven (vgl. Katti et al. 
2009: 2). 

Subsahara-Afrika, insbesondere Mauritius, bekommt 
ebenfalls immer mehr Entwicklungshilfe aus Indien. 
Des Weiteren hat Indien die Neue Partnerschaft für 
Afrikas Entwicklung (NEPAD) mit 200 Mio. US-Dollar 
ausgestattet. Die Inder haben Afrika im Bereich Ka-
pazitätsaufbau und Technologietransfer durch das 
Pan-African E-Network Projekt und die TEAM-9 Initia-
tive unterstützt. Außerdem hat Indien  einen Beitrag 
zum Wiederaufbau Afghanistans geleistet und ist ein 
wichtiger Förderer von friedenserhaltenden Maßnah-
men in Afrika (vgl. Katti et al. 2009: 3). Das Land unter-
stützt mittlerweile auch Low Income Countries (LICs) 
durch Süd-Süd-Kooperationen. Wie kaum ein anderes 
Mitglied der BRICS sieht sich Indien doppelten Her-
ausforderungen als Empfänger und Geber von  Ent-
wicklungshilfe für eine Post-2015 Agenda gegenüber. 
Indien ist ohne Zweifel ein wichtiger wirtschaftlicher 
und politischer Global Player in der heutigen Welt. 
Doch trotz seiner wachsenden Wirtschaftsmacht soll-
te nicht vergessen werden, dass in Indien immer noch 
die meisten von Armut und extremer Armut betroffe-
nen Menschen leben.

Nach Schätzungen der Weltbank lag zwischen 2009 
und 2010 das Entwicklungshilfebudget Indiens bei 

ca. 700 Mio. US-Dollar jährlich (vgl. 
World Bank 2011: 20). Ähnlich wie bei 
den anderen BRICS ist es auch bei Indi-
en schwierig, genaue Angaben über die 
SSK zu finden, denn auch hier ist die EZ 
häufig mit Handels- und Investitions-
vorhaben verflochten. Die indische SSK 
hat ihren Schwerpunkt in der techni-
schen Kooperation, schließt allerdings 
auch Schuldenerlassoperationen und 
konzessionäre Kredite für produkti-
ve Infrastruktur ein. Weitere wichtige 
Schwerpunkte sind Bildung und Ge-
sundheit (vgl. Walz/Ramachandran 
2010: 15). Mehr als 80 % der Ressourcen 
transferiert Indien  durch bilaterale Ka-
näle (vgl. World Bank 2011: 20).

Entwicklungsprojekte in der Himalaya-Region Bhutans zielen darauf ab, 
das Risiko für Überschwemmungen zu minimieren – auch mit der Hilfe des 
Gebers Indien, Foto: United Nations Development Programme/Flickr.com 

18  Vgl.: www.globalsherpa.org. 
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> 4.4  China   

China ist der größte und einflussreichste Geber in-
nerhalb der BRICS. Das internationale Engagement 
Chinas hat eine relativ lange Tradition. Bereits in den 
1950er Jahren bekamen die angrenzenden Staaten 
medizinische und Nahrungsmittelhilfe. Bereits wäh-
rend des Kalten Kriegs waren afrikanische Länder 
wichtige Empfänger der chinesischen Hilfe (vgl. Walz/
Ramachandran 2011: 4).

Der institutionelle Aufbau der chinesischen Entwick-
lungszusammenarbeit ist allerdings sehr komplex. 
Es gibt mindestens drei Ministerien, die sich mit der 
Entwicklungszusammenarbeit befassen: Das Finanz-
ministerium, das Außenministerium und das Han-
delsministerium. Dazwischen gibt es einen interin-
stitutionellen Koordinierungsmechanismus (vgl. 
Government of China 2011). Eine Unterabteilung des 
Handelsministeriums, die Abteilung für Auslands-
hilfe, übernimmt diese wichtige Koordinierungs-
funktion. Es gibt schätzungsweise zwischen 15 und 
23 Institutionen, die für die Durchführung von Ent-
wicklungshilfemaßnahmen verantwortlich sind (vgl. 
Walz/Ramachandran 2011: 18). 

Der geographische Schwerpunkt der chinesischen 
Entwicklungshilfe liegt in Afrika (46 %) gefolgt von 
Asien (33 %). Ressourcenreiche Länder wie die Demo-
kratische Republik Kongo und der Sudan erhalten von 
China hohe Investitionssummen für Infrastruktur-
entwicklung und Energieversorgung. Häufig werden 
diese Kredite mit Öl- oder Minerallieferungen zurück-
gezahlt, was als das „Angola Modell“ bekannt wurde 
(vgl. Lum 2009: 9 ff.). Lediglich 13 % der chinesischen 
Entwicklungszusammenarbeit geht nach Lateiname-
rika und ein geringer Anteil in osteuropäische Länder. 

Ende 2009 haben insgesamt 161 Länder und 30 Or-
ganisationen von der chinesischen Kooperation pro-
fitiert. Empfänger dieser Hilfe waren zum größten 
Teil LICs (vgl. Government of China 2011). Nach An-
gaben der chinesischen Regierung konzentrierte sich 
die Entwicklungszusammenarbeit  auf Sektoren wie 
Landwirtschaft, produktive Infrastruktur, öffentliche 
Verwaltung, Bildung und Gesundheitsversorgung. 
Da es kaum zuverlässige Informationen gibt, ist es 
schwierig, die tatsächliche Höhe der chinesischen Ent-
wicklungskooperation zu beziffern. Nach Einschät-
zungen der Weltbank stieg die chinesische EZ von 0,5 
Mrd. US-Dollar im Jahr 1999 auf 1,9 Mrd. US-Dollar 
im Jahr 2009 (vgl. World Bank 2011: 19). Der größ-
te Teil dieser Hilfe wird bilateral vergeben mit dem 

Schwerpunkt auf der SSK. 41 % der Ressourcen werden 
in Form von Zuschüssen zur Verfügung gestellt. Um-
gerechnet ein Fünftel der Entwicklungshilfe wird in 
Form von Krediten mit 20 tilgungsfreien Jahren verge-
ben und ca. 29 % als konzessionäre Kredite, u.a. für die 
produktive Infrastruktur, den Industriesektor oder für 
die Entwicklung von Energieversorgung (vgl. Govern-
ment of China 2011). Chinas Entwicklungsbank und 
die Export-Import-Bank haben zwischen 2009 und 
2010 zusammen Entwicklungshilfekredite in Höhe 
von 110 Mrd. US-Dollar vergeben. Dies übersteigt die 
Ausgaben der Weltbank im selben Zeitraum um ein 
Vielfaches (vgl. Dyer/Anderlini 2011).

Regelmäßige Gipfeltreffen zwischen der chinesischen und verschiedenen 
afrikanischen Regierungen verdeutlichen den Schwerpunkt des chinesischen 
Engagements, Foto: JDruschke, Flickr.com
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Abbildung 6: Sektorale Verteilung chinesischer konzessionärer Kredite 

(Quelle: http://www.globalsherpa.org/china-foreign-aid-india-brazil)  
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Ebenso wie im Fall Indiens ist es kaum möglich, die 
tatsächlichen Zuflüsse zu berechnen, denn die SSK ist 
in der Regel mit Handelsbeziehungen verflochten. Die 
chinesischen öffentlichen und privaten Auslandsin-
vestitionen sind in den letzten Jahren insbesondere in 
Afrika stark angestiegen. In Ländern wie Sambia oder 
Nigeria liegen die chinesischen Auslandsinvestitio-
nen weit über 100 Mio. US-Dollar im Jahr. Der größte 
Teil dieser Investitionen geht in die Rohstoffförde-
rung und in Infrastrukturprojekte (vgl. IMF 2011a: 18). 

Insgesamt sieht die chinesische Regierung multilate-
rale Kooperationen, wie die BRICS oder die G20, nur 
als zweitbeste Option für SSK. Vorrang in der chine-
sischen EZ behält die bilaterale SSK. Die Unterzeich-
nung von Entwicklungsverträgen mit asiatischen, af-
rikanischen und lateinamerikanischen Ländern wird 
deswegen mit einem großen Zeremoniell begleitet, 
innerhalb dessen die Gleichberechtigung der Part-
nerländer hervorgehoben wird, um den Unterschied 
zur Nord-Süd-Kooperation zu verdeutlichen (vgl. Lum 
2009: 4).

> 4.5  Südafrika  

Verantwortlich für die Entwicklungspolitik Südafrikas 
ist das Ministerium für internationale Beziehungen 
und Kooperationen (The Department of International 
Relations and Cooperation (DIRCO)), das Afrika in den 
Mittelpunkt seines Aufgabenbereichs stellt (DIRCO 
2011). Regionale Sicherheit und Stabilität gelten heu-
te als entscheidende Vorbedingungen für die sozio-
ökonomische Entwicklung Afrikas und sind deswegen 
wichtige Schwerpunkte der südafrikanischen SSK. 
Dementsprechend floss im Jahr 2008 die Hälfte der 
südafrikanischen EZ-Ressourcen in die Unterstützung 
des Verteidigungs- und Sicherheitssektors afrikani-
scher Nachbarländer. Das White Paper der südafrika-
nischen Entwicklungspolitik von 2011 bestätigte die-
se Ausrichtung mit der Aussage, dass Südafrika eine 
Schlüsselrolle innerhalb der Afrikanischen Union (AU) 
für Konfliktprävention, Friedenssicherung, die Unter-
stützung friedensschaffender Maßnahmen und für 
Post-Konflikt Situationen übernimmt. 

DIRCO hat seine Verpflichtungen insbesondere für 
den Wiederaufbau und die Entwicklung in den Post-
Konflikt Ländern DR Kongo, Sudan und den Komoren 
betont. Weiterhin soll die AU bei den Friedensbemü-
hungen in Simbabwe, Madagaskar und in der Region 
der großen afrikanischen Seen von Südafrika unter-
stützt werden. Ebenso wichtig für die südafrikanische 
SSK ist die Unterstützung der Integrationsbemühun-
gen der SADC, der NEPAD und der AU für eine regiona-
le Entwicklung. Südafrika möchte den intraregiona-
len Handel mit einer stärkeren Wirtschaftsintegration 
fördern.

Als wichtige Organisation für die internationale Ko-
operation Südafrikas gilt der African Renaissance and 
International Cooperation Fund (ARF), eingerichtet 
mit dem Ziel, die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Südafrikas mit anderen Ländern zu fördern. Innerhalb 
des Außenministeriums gibt es allerdings weitere 
Abteilungen, die weitere Bereiche der internationa-
len Kooperation leiten, wie der Directorate Central 
Africa sowie der Directorate Western Europe. Es gibt 
jedoch bislang keine zentrale Koordinierungsinstanz 
zwischen diesen drei Aufgabenbereichen. In der Folge 
wirkt die südafrikanische Entwicklungszusammenar-
beit relativ diffus und inkohärent. Der Vorschlag von 
DIRCO, eine übergeordnete Instanz, die South African 
Development Partnership Agency (SADPA) einzurich-
ten, ist deshalb mit hohen Erwartungen verknüpft 
(vgl. DIRCO 2011). Die SADPA würde dann den ARF er-
setzen und ein neues zentrales Instrument darstellen, 
das die EZ-Ressourcen kanalisiert und das Monitoring 
und die Evaluierung von Projekten und Maßnahmen 
erleichtert. Bislang wurden allerdings keine Details 
über die Umsetzung solcher Pläne bekannt gegeben.

Es fehlt in Südafrika ebenfalls eine systematische Er-
fassung der entwicklungspolitischen Bemühungen. 
Schätzungen zur Folge liegt die Entwicklungshilfe 

Zu den Aufgaben der Afrikanischen Union gehören auch Patrouillen in 
Flüchtlingslagern wie hier im Rahmen der UNAMID-Mission in Darfur, 
Foto: Al-Fasher, Darfur, Sudan. UN Photo/Olivier Chassot/Flickr.com
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Südafrikas gegenwärtig bei ca. 100 Mio. US-Dollar pro 
Jahr (Walz, J., Ramachandran 2011 : 7). Gemessen am 
BNE Südafrikas ist diese Summe im Vergleich zu den 
anderen BRICS hoch. Andere Schätzungen gehen so-
gar von 450 Mio. US-Dollar aus. Südafrika selbst ist 

mit großen Entwicklungsherausforderungen kon-
frontiert und findet nur schwer seine Rolle als Reprä-
sentant und Führungsnation des afrikanischen Konti-
nents. 

> 4  Süd-Süd-Kooperation: Eine Chance für nachhaltige Entwicklung

 Brasilien Russland Indien China Südafrika

Institution/ 
Ministerium für 
Entwicklung

Partnerländer

Regionale 
Netzwerke

Schlüssel-
sektoren

Ziele und 
Strategien

Entwicklungshilfe 
in US-Dollar

Anteil der multi-
lateralen/ 
bilateralen Hilfe

Agência Brasileira 
de Cooperação

Argentinien, 
Paraguay, Uruguay, 
Venezuela, Haiti, 
Karibik, portu-
giesischsprachige 
Länder 

MERCOSUR mit 
dem Fond FOCEM, 
UNASUR
 
Landwirtschaft, Bil-
dung, Gesundheit, 
Armutsbekämp-
fung, regionale 
Infrastruktur

 
Überwindung der 
Nord-Süd-Asymme-
trien,  innovative 
Finanzierungs-
instrumente

362 Mio.-1 Mrd. 
(2009)

248 Mio. US-Dollar 
multilateral

Außenministerium 
und Ministerium 
für wirtschaftliche 
Entwicklung und 
Handel

Nachbarländer, 
SSA, 
Lateinamerika

_

Gesundheit, 
Landwirtschaft, 
Energiemangel/-
knappheit, soziale 
Sicherheit, Ausbil-
dung

Multilaterale u. bila-
terale Hilfen halten 
sich die Waage

465 Mio. (2012) 
(vgl. Spanger 2014)

50-60 % multilateral 
(laut Spanger 2014, 
S.5)

Außenministerium 
in Kooperation mit 
vielen anderen 
Ministerien und 
Institutionen

Bhutan, Bangla-
desch, Nepal, 
Myanmar, Maledi-
ven, Mauritius

_

Ökonomische Infra-
struktur, Landwirt-
schaft, Öffentliche 
Einrichtungen, 
Bildung, Energie, 
Gesundheit

Technische 
Kooperation

700 Mio. (2009)

80 % bilateral

unter der Führung 
des Ministerium für 
Handel: Finanzmi-
nisterium & Außen-
ministerium

Angola, DR Kongo, 
Sudan, Latein-
amerika (Brasilien, 
Venezuela)

_

produktive Infra-
struktur, Industrie, 
Energieversorgung, 
Landwirtschaft, 
öffentliche Dienst-
leistungen

bilaterale SSK, 
trilaterale und 
regionale Koopera-
tionen

1.9 Mrd. (2009)

hauptsächlich 
bilateral

Ministerium für 
internationale 
Beziehungen und 
Kooperationen 
(DIRCO) 

DR Kongo, Sudan, 
Komoren, Simbab-
we, Madagaskar

SADC, NEPAD, AU  

Konfliktprävention, 
Friedenserhaltung-
und Sicherung, 
Wiederaufbau, 
good governance, 
soziale u. wirtschaft-
liche Entwicklung, 
humanitäre Hilfe

Regionale Sicherheit 
und Stabilität in 
Afrika

100 Mio. - 475 Mio.

hauptsächlich 
multilateral
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5 Ausblick und Schlussfolgerungen

Seit der ersten Diskussionen um die MDG in den 1990er 
Jahren haben sich die globalen Machtverhältnisse 
verschoben, was sich auch in den Verhandlungen zu 
einer neuen globalen Agenda bemerkbar macht. Auf-
strebende Schwellenländer wie die BRICS und Indone-
sien, Mexiko, Nigeria und die Türkei spielen eine grö-
ßere Rolle auf der Weltbühne und bringen sich aktiv 
in multilaterale und internationale Verhandlungen 
ein. Die Weltgemeinschaft befindet sich jedoch in ei-
ner ambivalenten Lage. Einerseits sind die globalen 
Herausforderungen so groß, dass sie verbindlicher, 
multilateraler Abkommen mit möglichst großer Län-
derbeteiligung bedürfen und andererseits wird die 
Konsensfindung und Beschlusskraft aufgrund der di-
vergierenden Interessen der Beteiligten bei internati-
onalen Konferenzen erschwert oder sogar verhindert.   

Im Zeitalter der Globalisierung und in Anbetracht der 
vielfältigen Krisen und Konflikte ist der Multilateralis-
mus19 unumgänglich geworden, aber er befindet sich 
in einer strukturellen Krise. Multilaterale Institutio-
nen, wie der UN-Sicherheitsrat, der IWF und die WTO 
spiegeln veraltete ökonomische und machtpolitische 
Realitäten wider. Aufstrebende Nationen wie Brasi-
lien, Russland, Indien, China und Südafrika (BRICS) 
fordern mehr Teilhabe und drängen auf eine Reform 
der alten Strukturen. Die G8 drohen zu einem Aus-
laufmodell zu werden, das insbesondere infolge der 
Krim-Krise seine Grenzen zeigt. Noch ist offen, ob die 
Gestaltungsmacht der G8 von der G20 abgelöst wird. 
Entscheidungen und Beschlüsse zur Weltwirtschaft 
oder Klimapolitik können die Industriestaaten nicht 
mehr unter sich ausmachen. 

Die Verabschiedung einer neuen Agenda wird zur Be-
währungsprobe des Multilateralismus. Mit der Post-
2015-Agenda hat die internationale Gemeinschaft die 
historische Möglichkeit, soziale Ziele (MDGs) und Um-
weltziele in einem universalen Rahmenwerk (SDG) zu 
vereinen und eine neue globale Partnerschaft auf den 
Weg zu bringen. Die Mitglieder der UN stimmen über-
ein, dass die großen Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts, vor allem die Bekämpfung der Armut und 
die Auswirkungen des Klimawandels, einer neuen 
und globalen Agenda bedürfen, in der sich Industrie-, 
Schwellen- und Entwicklungsländer auf verbindliche 
Ziele einigen. Aber wie umfassend und ambitioniert 
diese neue Agenda tatsächlich sein wird, hängt vor al-

lem von der Bereitschaft der Industrie- und Schwellen-
länder ab, globale Verantwortung zu übernehmen. 
Die sehr unterschiedlichen nationalstaatlichen Inter-
essen erschweren die Konsensfindung erheblich, aber 
eine Agenda basierend auf dem kleinsten gemeinsa-
men Nenner von 193 Staaten würde den globalen He-
rausforderungen nicht gerecht werden.  

Bei der Klimakonferenz in Kopenhagen im Jahr 2009 
wurde deutlich, dass die BRICS sich als neue „Global 
Player“ immer intensiver und maßgeblicher in inter-
nationalen Verhandlungen einbringen. Nicht nur die 
Industrieländer plädieren für nachhaltige Entwick-
lung, sondern auch die BRICS machten in Kopenha-
gen deutlich, dass sie Befürworter von Nachhaltigkeit, 
Green Economy und Umweltschutz sind. Uneinigkeit 
herrscht darüber, welchen Stellenwert diese Themen 
in der Entwicklung eines Landes einnehmen sollen. 
Mit Bezug auf das Prinzip der „gemeinsamen, aber dif-
ferenzierten Verantwortung“, fordern die BRICS, dass 
auf ihre sich entwickelnden Wirtschaften Rücksicht 
genommen werden sollte.

Große Unterschiede zwischen Industrie- und Schwel-
lenländern spiegeln sich auch in ihrem Verständnis 
und der Umsetzung von Entwicklungszusammenar-
beit wider. Die in der Gruppe der 77 definierten Prin-
zipien der SSK (Gleichheit, Solidarität und gegenseiti-
ge Ergänzung) werden von den Schwellenländern als 
Trennungslinie zu der traditionellen Nord-Süd-Ko-
operation hervorgehoben. Die BRICS sind derzeit die 
einflussreichste Konstellation neuer Geber von Ent-
wicklungshilfe. Als ein Zusammenschluss führender 
Schwellenländer haben sie bereits einen starken Ein-
fluss auf die internationale Zusammenarbeit erreicht. 
Mit der SSK stellen sie das entwicklungspolitische Pa-
radigma der OECD Länder in Frage. Aber im Gegen-
satz zum OECD/DAC haben weder die BRICS noch die 
IBSA allgemein anerkannte Standards für das Monito-
ring und die Evaluierung ihre Entwicklungspolitik de-
finiert. Die SSK hat keine expliziten Grundsätze für die 
Vergabe von Ressourcen und bindet ihre EZ nicht an 
Bedingungen, wie Demokratie, Menschenrechte oder 
Marktwirtschaft. Aber trotz dieser unterschiedlichen 
Prinzipien sollten traditionelle und neue Geber einem 
gemeinsamen Dialog zur Entwicklungszusammenar-
beit offen gegenüberstehen. 

Viele Übereinstimmungen mit der NSK gibt es bezüg-
lich der sektoralen und geographischen Schwerpunk-
te, wobei die BRICS einen stärkeren Fokus auf die För-
derung der produktiven Infrastruktur legen als auf die 

19  Multilateralismus ist die Kooperation mehrerer Länder, um internationale Proble- 
  me zu lösen. Als politische Option steht es im Gegensatz zu unilateralen (und  
 bilateralen) Aktionen einzelner Länder oder Gruppen von Ländern. 
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soziale Infrastruktur. Aber bei allen Ähnlichkeiten ist 
die SSK ein entwicklungspolitischer Ansatz mit eige-
nen Prinzipien. Der multilaterale Zusammenschluss 
von Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika 
als BRICS ist die Reaktion dieser Staaten auf die fehlen-
de Reformbereitschaft der OECD Länder. Außerdem 
ist ihnen die Ablehnung westlicher Führungsansprü-
che gemeinsam. Aus Sicht der BRICS müssen die beste-
henden Strukturen der internationalen Architektur 
(IWF, Weltbank, UN-Sicherheitsrat) reformiert und 
den gegenwärtigen wirtschaftlichen Realitäten ange-
passt werden.

Die OECD Länder sollten die unterschiedlichen Sicht-
weisen und Forderungen der BRICS an eine neue 
Agenda anerkennen und ihre Initiativen als neue 
Geberländer ernst nehmen. Noch ist die SSK keine 
gleichwertige Alternative zur NSK, aber eine neue 
globale Partnerschaft, wie vom High Level Panel vor-
geschlagen, bietet das Potential, die Prinzipien der 
SSK mit den Erfahrungen der traditionellen EZ zu ver-
binden. Bislang zeigen die BRICS ein sehr heterogenes 
Bild und es mangelt der Ländervereinigung und ihrer 
Süd-Süd-Kooperation noch an einem klaren Profil und 
einer einheitlichen Orientierung an gemeinsamen 
Zielen in der EZ. Nicht nur traditionelle Geberländer 
und zivilgesellschaftliche Gruppen sorgen sich um 
die Qualität der SSK, insbesondere in Bezug auf soziale 
und ökologische Aspekte. Auch afrikanische Regie-
rungen äußerten sich bereits kritisch über die Auswir-
kungen chinesischer Investitionen. Das Engagement 
der BRICS in der SSK und die geplante Gründung einer 

BRICS Entwicklungsbank haben zweifellos auch einen 
großen Einfluss auf die Diskussionen um eine Post-
2015-Agenda. 

Aber bei der Gestaltung einer Post-2015 Agenda wer-
den die BRICS als geschlossen auftretende Länder-
gruppe wahrscheinlich keine entscheidende Rolle 
spielen. Dagegen scheint ein stärkerer Einfluss der 
IBSA auf die Formulierung von globalen Entwick-
lungszielen realistischer, vor allem da Brasilien, Indi-
en und Südafrika bereits in Dreieckskooperationen 
Erfahrungen mit OECD-Ländern gesammelt haben.

Eine Agenda, die auf einer globalen Partnerschaft 
basiert, ist möglich, wenn die Reformen der Global 
Governance Strukturen von den OECD Ländern befür-
wortet werden und der Fragmentierungsprozess in 
der internationalen EZ durch eine stärkere Koordina-
tion überwunden wird. Die Erwartungen an die Post-
2015-Agenda dürfen aber nicht übersteigert werden. 
Andere internationale Foren, wie die WTO oder die 
UN-Klimarahmenkonvention, haben für den Schutz 
von globalen Gemeinschaftsgütern und der Armuts-
bekämpfung ebenso eine sehr große Bedeutung. Die 
„Global Partnership for Effective Development Co-
operation“ entwickelte sich aus einer internationalen 
Zusammenkunft zum Thema „Wirksamkeit der EZ“ in 
Südkorea 2011 und bietet eine geeignete Plattform, 
um die Prinzipien der SSK mit den Erfahrungen der 
traditionellen EZ zu verbinden. Das Prinzip der „ge-
meinsamen, aber differenzierten Verantwortung“ 
kann hier angewendet werden. 

> 5  Ausblick und Schlussfolgerung

Dilma Roussef (Brasilien), Manmohan Singh (Indien), Wladimir Putin (Russland),  Xi Jinping (China), Jacob Zuma (Südafrika), 
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Über unsere Veröffentlichungen erhalten Sie Anre gungen dazu, 
was Sie selbst im alltäglichen Leben tun können, um sich gegen 
Armut und Ungleichheit einzu setzen. Wir bieten einen Einblick 
in aktuelle Forschungs ergebnisse und berichten über die Arbeit 
von SÜDWIND mit zusätzlichen Hintergrundinformationen. Mit 
Hilfe unserer Stiftung SÜDWIND wird die Arbeit von SÜDWIND 
aus den Zinserträgen des Stiftungsvermögens gefördert. Die Stif-
tung legt ihr Geld nach strengen ethischen und ökologischen Kri-
terien an.

Unsere Mitglieder und Förderer haben die Möglichkeit, die Ar-
beit von SÜDWIND mit zu gestalten. So tragen wir Themen und 
Forderungen im Namen unserer Mitglieder in Netzwerke, Ge-
sellschaft und Politik.

Machen Sie mit!

BRICS als neue Akteure der Entwicklungspolitik 
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Bitte schicken Sie mir: 

Publikation (Titel eintragen) 

Exemplare des SÜDWIND-Faltblatts (Anzahl): 

Informationen zur Stiftung SÜDWIND

Jahresbericht 2013 

Eine Publikationsliste 

Bitte setzen Sie mich auf den Verteiler für den Newsletter 

und weitere Informationen.

Meine E-Mail-Adresse:

Schicken Sie das Material an folgende Adresse:

Name, Vorname

Ggf. Institution

Straße, Haus-Nr.

PLZ, Ort

Datum, Unterschrift

SÜDWIND e.V.

Lindenstraße 58–60
53721 Siegburg

Tel.: +49 (0)2241-26 609 0
Fax: +49 (0)2241-26 609 22
info@suedwind-institut.de
www.suedwind-institut.de

Bankverbindung des Vereins:
SÜDWIND e.V.
KD-Bank (BLZ 350 601 90)
Konto-Nr: 99 88 77
IBAN: DE45 3506 0190 0000 9988 77
BIC: GENODED1DKD

Bankverbindung der Stiftung:
Stiftung SÜDWIND
Ethikbank Eisenberg (BLZ 830 944 95)
Konto-Nr.: 308 40 00
IBAN: DE12 8309 4495 0003 0840 00
BIC: GENODEF1ETK
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Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika als Geber
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gen. Für SÜDWIND ist nicht nur wichtig aufzuzeigen, 
was möglich ist, sondern auch was für eine Post-2015-
Agenda wünschenswert ist. Von besonderer Bedeu-
tung für eine Post-2015-Agenda wird es sein, dass die 
Weltgemeinschaft sich auf ihre gemeinsame Grundla-
ge besinnt und Verantwortung für die Bereitstellung 
von globalen Gemeinschaftsgütern (GPGs) übernimmt. 
Wünschenswert ist eine neue globale Agenda, die die 
Lasten und Verantwortungen gerecht zwischen Indus-
trie-, Schwellen- und Entwicklungsländern verteilt und 
sich an dem Prinzip der „gemeinsamen, aber differen-
zierten Verantwortung“ orientiert.

 Im Jahr 2015 laufen die Millenniumsentwicklungsziele 
(MDG) der Vereinten Nationen aus. Eine Nachfolgea-
genda („Post-2015“) wird seit 2012 verhandelt. Die Er-
wartungen an das neue universale Rahmenwerk sind 
groß. So soll die Post-2015-Agenda die vielfältigen glo-
balen Herausforderungen berücksichtigen, das Kon-
zept der sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen 
Nachhaltigkeit integrieren und Antworten auf die Fra-
ge finden, wie eine globale Partnerschaft funktionieren 
kann. Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika 
(BRICS) sowie andere Schwellenländer, wie Indonesien 
und die Türkei beteiligen sich aktiver im multilateralen 
System und bringen eigene Vorstellungen ein, die sich 
sowohl von denen der Industrie- als auch der Entwick-
lungsländer unterscheiden. 

Die zentrale Frage der vorliegenden Studie ist von da-
her, welche Rolle die BRICS als Bündnis bei der Formu-
lierung einer Post-2015-Agenda spielen. Dabei geht es 
um eine Bestandsaufnahme der bestehenden Struktu-
ren und Prozesse, die derzeit den Multilateralismus prä-

Bezug:
SÜDWIND e.V. – Institut für 
Ökonomie und Ökumene 
Preis: 5,00 Euro 
Ab 10 Exemplaren: 3,00 Euro 
(zuzüglich Versandkosten)


